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Vortrag 

Oberlandesgerichtsrat Nicken , Schleswig 

Die Stellung der Gerichtsbibliotheken im Rahmen der  

Rechtspflege  

A. Begriffsklärung 

Der hier verwendete Begriff Bibliothek nr die 
bei den Gerichten bestehenden Sammlungen der Rechtsprechung 
und des juristischen Schrifttums im weitesten Sinne ent-
spricht nicht dem amtlichen Sprachgebrauch, der das Wert 
Büchereibevorzugt. Gleichwohl möchte ich bei der 
Klärung der Frage, in welchem Verhältnis die Gerichtsbiblio-
theken zur Rechtspflege stehen, den Begriff Bibliothek Ver- 
wenden, weil er einmal dem Wesen und der Bedeutung mindestens 
der größeren Gerichtsbibliotheken besser entspricht und 
weil auf diese Weise eindeutig die Gerichtsbibliothek von 
sonstigen Büchersammlungen innerhalb der Justiz unterschieden 
wird. Immer noch werden die Gerichtsbibliotheken im Rahmen 
der weithin üblichen Bestandsverwaltung in die unangemessene 
Nähe der Gefängnisbüchereien gerückt, obwohl nicht recht 
ersichtlich ist, was sie eigentlich mit ihnen gemeinsam 
haben. Zum anderen tritt durch die Bezeichnung Gerichts-
bibliothek der Unterschied zu den ausgesprochenen Bildungs-
büchereien oder Volksbüchereien deutlicher zu Tage. Mit 
Bibliothek ist für die vorliegende Untersuchung nicht nur 
die Büchersammlung im engeren und ursprünglichen Sinne ge-
meint, sondern hier im weitesten Sinne die Gesamtheit der 
persönlichen und sachlichen Mittel, die im Sinne einer Ein-
richtung zur Erfüllung einer besonderen Aufgabe im Dienste 
.der Rechtspflege zusammengefaßt werden, 

Unter Rechta_p_f 1 é_geverstehen wir in diesem 
Zusamme=geTlie JVATMEagit als Staatstätigkeit, also 
die Gerichtsbarkeit im weiectesten Sinnen Dazu gehört 
zunächst einmal die Recl'tsprechung,  also die durch 
Richter ausgeübte Spruchtätigkeit, deren Wesensmerkmal die 
Entscheidung des Streitfalles durch Anwendung des objektiven 
Rechts auf den festgestellten Sachverhalt einschließlich der 
diesen Spruch vorbereitenden oder ihn ermöglichenden Tätig-
keiten erfaßt, Nach den Organen umfaßt die Spruchtätigkeit 
die gesamte Rechtsprechung, also sowohl die der ordentlichen 
als auch der besonderen Gerichte (Zivil—, Strafgerichte, 
Arbeitsgerichte), weiter dik dor allgeminen un4 besouderen-
Verwaltungsgerichte, einschließlich also der Sozial— und 
Finanzgerichte. Nicht einbezogen sind  •in die Untersuchung 
such schon hier auf dem Gebiete der Rechtsprechung die 
neren Bundesgerichte, die Disziplinargerichte sowie die 
Verfassungs— und Staatsgerichte der Länder 0  

Past unlöslich mit der Rechtsprechung verbunden ist die 
Justizverwaltung oder richtiger im Sinne Wolffs (Verwaltungs-
recht I, 4.Aufl, 1961, Seite 71) dieGerichtsver-
w a 1 t u n_g Denn die Justizverwairnrwird heute weit-
gehend noch im engeren Sinne der durch die Justizministerien 
der Länder und der ihnen nachgeordneten Behörden der ordent- 



lichen Gerichtsbarkeit dargestellten Verwaltung  ver»  
standen,  Die Gerichtsverwaltung umfaßt die Tätigkeit 
des Staates, deren Zweck und Ergebnis ist, die sash-
lichen und personellen Voraussetzungen für die Recht-
sprechung zu schaffen und zu erhalten, soweit dahin 
zielende Maßnahmen nicht schon durch den Gesetzgeber 
getroffen und ausschließlich seine Aufgabe sind. Kenn-
zeichnendes Merkmal dieser gerichtsverwaltenden Tätig-
keit ist also eine Daseinsvorsorgefür 
die Rechtsprechung. Teil dieser umfaSsenden Verwaltungs-
aufgabe ist auch die Errichtung und Erhaltung einer 
Gerichtsbibliothek. Denn ós handelt sich insoweit um die 
Bereitstellung personeller und sachlicher Mittel, die für 
die Ausübung der Spruchtätigkeit unentbehrlich sind. 

B. Gerichtsbibliothek und  Rechtspflege 

Die Gerichtsbibliotheken *  die hier gemeint sind, sind 
solche bei den Gerichten, und sie sind damit also Teil  
der Rechts fle e. Für den Bereich der Rechtspflege mit 
segi-en beidenGebieten  der Rechtsprechung und Gerichtsver-
waltung ist klar, daB die Gerichtsbibliotheken den Standort 
nicht im Bereich der Reghtspróchung haben. Und zwar  ge- 
hören sie hier weder TalaYtronJirhin, weil sie für den Spruch 
des Richters nicht wesensnotwendig sind und der Bestand und 
die Gültigkeit des Richterspruches durch die Existenz einer 
Gerichtsbibliothek nicht berührt wird. Auch institutionell 
gesehen gehart die Gerichtsbibliothek nicht zum Gericht im 
Sinne des Spruchorgans, denn eine Bibliothek oder Bücherei 
in irgendeiner Form gehört nicht zu den gerichtsverfassungs-
mäßigen Voraussetzungen des Gerichts. 

Dann aber kann der „Standort der Gerichtsbibliothek nur im 
Rahmen der Gerichtsverwaltnng zu suchen sein, Die Sammlung 
des  juristischen Schrifttums  und auch der Rechtsprechung und 
die Bereitstellung zur Benutzung für den Richter ist eine 
sachliche Voraussetzung richterlicher Tätigkeit, ein Hilfs-
mittel der Entscheidungstätigkeit, Es handelt sich um eine 
MaBnahme der Vorsorge fil/. die Rechtsprechung. 

Die Gerichtsbibliothek ist aber in aller Regel zugehörig' 
dem jeweiligen Gericht, dessen Spruchtätigkeit sie dient. 
Oie gehört also organisatorisch zu der jeweiligen Gerichts-
behörde, die verwaltungsmäßig wiederum der nächsthöheren 
Gerichtsbehörde oder unmittelbar, je nach dem Range des 
Gerichtes, der , zuständigen Ministerialverwaltung unterstellt 
ist. 

Im System des Reces, also rechtstheoretisch, werden wir 
die- eœr -dirnYië 

ht
ht'śbibliotheken bezüglichen Rechtsvor-

schriften zum Verwaltungsrecht rechnen müssen, und zwar 
sowohl zu seinem allgemeinen, ais auch seinem besonderen 
Teil, Die umfassende und systematischa Darstellung des Justiz-
verwaltungsrechts oder richtiger des Gerichtsverwaltungsrechts 
fehlt noch, Die Lehrbücher des Verwaltungsrechts widmen sich 
diasom Gegenstande nur im Vorbeigehen und am Rande  Über 
eine schlichte Sammlung der maßgeblichen Vorschriften deS 
Justizverwaltungsrechtes sind wir hier noch nicht hinaus. 
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DiEJ rechtstheoretische Durchforstung dieses Gebietes 
ist nicht ohne Problematik und ohne Schwierigkeiten. 
Hierzu kann nur auf die Ausschußprotokolle zur Beratung 
des Entwurfs der Verwaltungsgerichtsordnung in seinem 

179 hingewiesen werden, wo der zentrale Begriff des 
Justizverwaltungsaktes zu klären und zu bestimmen war, 

Die Einordnung der Gerichtsbibliothek und die mit ihr 
zusammenhängenden Verwaltungsmaßnahmen in den Bereich 
der Gerichtsverwaltung entspricht auch der bisherigen 
Gerichtsverwaltungspraxis,  insbesondere der VerwaltUng 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit. Daß alles, was an 
Verwaltungstatigkeit mit den Gerichtsbibliotheken zu-
sammenhängt, auch zur Justizverwaltung gehört, ergibt 
z.B. die Sammlung der Justizverwaltungsvorschriften bei 
Müller (Die preußische Justizverwaltung, 6.Aufl, 191o). 
Ebenso weist die Fortführung der Sammlung der maßgeblichen 
"Goschäftsverkehrsvorschriften in Rechts- und Verwaltungs-
sachen" in dor Sammlung von Gillen, Bietz und Thiesing 
in dem Werke "Der Geschäftsgang bei den preuBischen 
Justizbehörden" (Berlin 1931) der Bibliotheksverwaltung 
eindeutig ihren Standort in dem Rahmen der Justizverwaltung 
zu, In der neueren Sammlung der Justizverwaltungsvorsohrif-
ten von Piller-Hormann sucht man allerdings vergeblich 
nach einschlägigen Verwaltungsvorschriften  liber Gerichts-
bibliotheken oder Büchereien, 

IV,  

Was nun die für die Verwaltung der Gerichtsbibliotheken 
maßgebnden Vorschriften im einzelnen angeht, so habe 
ich durch Umfrage zu klären versucht, welche Bestimmungen 
für dio Verwaltung der Gerichtsbibliotheken gegenwärtig 
noch verbindlich sind. Das Ergebnis ist in der beigefügten 
Anlage niedergelegt, Die Aufstellung beschränkt sich auf 
.diejenigen Vorschriften, die von den zuständigen Gerichts-
verwaltungen, und zwar der Ministerialverwaltungen, erlasse: 

Erläuternd ist bei den einzelnen Gerichtsbarkeiten 
die zuständige Gerichtsverwaltung aufgeführt, weil ja 
insbesondere die nach 1945 neu errichteten Gerichtsbar-
keiten der allgemeinen Gerichtsbarkeit und der Sozialge-
richtsbarkeit ebenso wie die Finanzgerichtsbarkeit und die 
Arbeitsgerichtsbarkeit nicht bei dem Justizministerium 
ressortieren, Die Aufstellung erhebt keinen Anspruch auf 
Vollstgndigkeit, Ich bin dankbar, wenn Sie mich auf Fehler 
und Irrtümer hinweisen würden,und wenn Sie beitragen würden 
diese Aufstellung zu vervollständigen, 

V,  

Aus don nicht besonders umfangreichen und keinesfalls 
zahlreichen Verwaltungsvorschriften, welche die Gerichts-
bibliotheken betreffen, ergibt sich in großen Zügen Folgen-
des; 



Die  Zuständigkeit  der Verwaltun,  also nicht die 
des Spruchrichter6, fürtalle die eine Bibliothek be-
teffenden Maßnahmen 'ist niemals Zweifelhaft und wird 
eigentlich als selbstverstöndlich'vorausgeSetzt Soweit 
Richter mit Aufgaben in der Bibliotheksverwaltung ver-
traut werden, handeln  sie • nicht in Ausübung rechtspre 7  
chender Gewalt, also als Angehörige eines Spruchkörpers, 
sondern in Wahrnehmung von Aufgaben der Gerichtsverwal-
tung, die ihnen übertragen worden  sind. Eine Solche 'ner-
tragung von Verwaltungsaufgaben auf Richter findet sich 
z.B. in der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministe-
riums der Justiz vom 3o.November 1956 (BayJust.Min.B1. 
1956, 361) in der Ziff. 1 Abs.2, wo bestimmt ist )  daß als 
Sachbearbeiter ein anderer geeigneter  Richter  zu be-
stellen  ist, soweit die Bachereiangelegenheiten nicht vom 
Behördenvorstand persönlich bearbeitet  werden.  Auch wenn 
nach Abs..3 .  dieser Vprschrift bei größeren Justizbehörden 
die  Bildung eines Bachereiaubschusses angeordnet wird, 
der aus wenigstens 3 Richtern oder Staatsanwälten bestehen 
sold, handelt es sich zweifellos tm übertragene Justiz-
verwaltungstötigkeit. Ebenso hatte der frühere  Reichs-
justizminister in seiner allgemeinen  Verfügung vom 
25°11.1937 (Deutsche  Justiz 1937,. 187o) die'Bestellung 
eines geeigneten Richters oder Staatsanwaltes als Sachbe-
arbeiter far die Büchereiangelegenheiten angeordnet, wenn 
der  Behördenvorstand  die Büchereiangelegenheiten nicht 
persönlich bearbeitete. Diese Auffassung dürfte wohl auch 
der  übereinstimmenden  :Praxis dor größeren •Gerichte  ent-
sprechen, die insoweit als Gerichtsverwaltungsbehörde 
tätig werden, auch wenn Richter an der Verwaltung der Biblio-
theken beteiligt sind. 

Wo im Bereich der  zuständigen Ministerialverwaltungen  in 
der  gegenwärtigen  Praxis  die  Verwaltung  der Gerichtsbiblio-
theken. ihren Standort hat, tst ohne genaue Kenntnis der 
Geschöttsverteilungspläne der zuständigen Ministerien nicht 
zu beantworten. Allerdings wird wohl an żunehmen sein, daB 
das Gerichtsbibliothekswesen oder, schlichter ausgedrückt, 
die "Büchereiangelegenheiten" kaum ein eigenes Sachgebiet 
und einen ausschließlich für die .Gerichtsbibliotheksver-
waltung tätigen Referenten haben, Ähnlich wird es auch im 
Rahmen der Verwaltung der einzelnen Gerichtsverwaltungsbe-
hörde sein. Verantwortlich ist ganz allgemein dor Behörden-
vorstand. Der möglicherweise •zugeordnete  und bestellte 
Richter als Referent ist  seine Hilfsperson. Er übt diese 
Verwaltungstätigkeit neben  der Spruchtätigkeit 'Aus und zwar 
meistens duch ohne irgendeine Entlastung von seinen  Dienst-
geschäften im übrigen. Walter'Jellinek riet seinen Studen-
ten, in die Verwaltungsgebührenordnung  hineinzusehen,  um 
festzustellen, welche Tdtigkeite n .  im einzelnen der Verwaltung 
oblägen, Ebenso aufsohluRreich für die organisatorische 
Einordnung der Verwaltung der Gerichtsbibliothekeh erscheint 
'mir der Generalaktenplan. Wenn man die Generalaktenverfagung, 
genauer "Der Verwaltung. des Schriftguts.in  den Justizver-
waltungsangelegenheiten der Ausgabe 1963 zur.Hand nimmt, 
die im übrigen auf einen Beschluß der Justizministerkonfe-
•renz . vom 4.12.1952 zurückgeht, so  findet MaHdert die 
"Bachereiangelegenheiten"  überraschend  in •dem Hauptgebiet 5 
Finänzwesenuntergebracht und nicht  etwa  in den 
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Hauptgebieten Verwaltung oder Gerichtscrganisation. 
in dem Hauptgebiet 5 .glbt es  eine Gruppe 4• mit .der Uber-
schrift Staatliches .Beschaffungswesen und  in  dieser Gruppe 
gibt es dann die  Untergruppe 543 "Büchereiangelegenheiten". 
Und wenn man dann die .Aufgliederung der Einzelakten dieser 
.Untergruppe betrachtet, so findet man nur 4 Ziffern besetzt 
mit den Bezeichnungen "Büchereiangelegenheiten im  auge-
meinen" und  den Angeboten und Anschaffungen von Büchern, 
Zeitschriften und Karten. Wenn  das  aulos sein soli, was im 
Gerichtsbibliotheksweseri an Verwaltungstdtigkeit•anfälit, 
.so ist das wenig genug und scheint die außerhalb der Biblie-

- thek  noch immer weit vertretene Auffaegung zu bestätigen, 
daß der Verwalter der,Gerichtsbibliethek nbr .BUcher kauft, 
sie  aufstellt und bewacht, mithin .eigentlich, da aas wenige 
Geld dech schnell ausgegeben ist, 	zu ten hmt„ Das 
GerichtsbibliotheksweSen nimmt sich in diesem Bereich des 
BeSchaffungswesens eigentlich  recht fremd aus. Sic alle hier ;  
die in einer Bibliothek tätig ;Bind und sio verwaltea, wrsseii. 
natürlich genau, daß in dor. Verwaltung einer Bibliothek neben 
dem Vorgang der Beschaffung roch eint Ftlle von  sudaren  Tätig-
keiten  in Frage kommen.  Per Gentralaßtenflan weiß OtTV011. nichto 
Nicht einmal der Katalog,. mach Glajch lac Gehirn einer Biblio-
thek, und das ihm zugrundediegento Regelwerk 	0 ..incr General 
akte und Nummer wert und würdig. ;Gach •diesen Creneralaktenplern • 
erscheint von Bedeutung für aie Just'dverwaltung eigertlich 
nur der schmale Ausschnitt der Gerichbbibiipthesverwaltung, 
der sich mit der Beschaffung befaRt, Gasi antsprich:h .im  übrigen 
auch dem Eindruck, ten man für lanp,a; Janre hci.r Studium. acr  
für die  Büchereien  der  Gerichte criases-cs)r,m911ftea. ge-
wimnt. Die Haushadtsmittel, der 85ibliothEap:3tet, pnü die spar-
same Verwendung im - äbmen der. Besenat±p• is  b der dt9'ene Fa•bari_ 
der Justizverwaltung und Dibliothek verbirdet. 8o ari±t die 
Gerichtsbibliotheksverwaltung in der Brakia vec alhas rur 
rein haushaltsrechtlich  in Erscheinunfs, neasweii es siali nur-
lich  um den  Nachweis  des Bdstande, ere] 6.er beacanirnalecung 
handelt. Die grundlegende Vorschrift ;  •:;eraen sile .Cutgoltlich 
oder  unentgeltlich vom 	erworbarap 2anhen ure  hoch  

/der Belegung neben/der dafür aUsgegebenen Gelidbctre autetar ala veld.- 
. ständig verwendet oder aber  I n  eiier PaSenearer 2achrocrhalung 

• 	in  Einnahme nachzuweisen waren. babci sonntea C-ciaarmiLdhJa, 
die zu Sammlungen 'gehdron; mit Zdstierg des Becnvapanfes 
in BestandsverzeichnisSen hasbzdwaesen 9-Lader- ILnladpra 
Reichsminister der . justiz übernahm dtra  in. Li:tile -2 119xcliihan 
Verfügung vom 2o.6.1938 liber die_Führiaa vbn 8achreahnhp?en 
bei den Justizbehörden CaTIF7a-Tii 
die ganze Reichsverwaltung auf (Lunn dieser Vciraciciften p;e-
troffene Regelung. Diese BllerQc  T 	r  bt-14aang eciihüit Im § 
.auch eine Vorschrift über das "EüenemversaleLnils, das rasob. 
näherer Weisung des Beherdényostandcr fia Fuehrera 18eehrsngs- 
jahre  in Bush- oder Karteiform 	friiren 	.celit also 
auch der. Justizverwaltung dauals •wence: ara etwa eiue Kntalo-
gisierung des Bestandes, an die t.ibeunaupt niche gedurra.t wird, 
.sondern hier nur un den rechnungsmaS3ige8. Nechweis der entgelt- 
libh erworbenen Bucher (vgl, A a OLO 	 ±959 *n• 
¯ . er Deutschen Justiz 1975, 86 (3 ), 	 issoweii; 
ahnlich,  wenn auch wenigstans in e'n1Lr f,:bltirrnubu weitergehe; 
géregelt. .Hier  gilt  auch tur die Gerioneeseileiattcriten die 	• 
Bekanntmachung des Bayerischen. Stantsraizters . der Pinanzen 
über die Führung von Bestandscreeichneisen vcB Ide0;:tober .1955 
(Bay.GVB1  1955,  233), Die  Ziffern :8 inH 19 lietaeficad. der  • 



Bestandsnachweis durch ein Bücherverzeichnis. Die 
Ziff. 2e geht dann über den eigentlichen Destands-
nachweis hinaus und regelt, wenn auch nur in ganz 
großen Zügen, zum Zwecke der besseren Ubersicht und 
der "schnblleren Auffindbarkeit" die Einrichtung von 
Karteien. Die Terminologie ist kennzeichnend. Der Aus-
druck Katalog wird vermieden. Man spricht für den 
systematischen Katalog yen einer Fachkartei und für den 
Schlagwortkatalog von einer Stichwortkartei und für den 

Verfasserkatalog von einer  Autorenkartei.  Die  Vollzugs-
vorschriften  des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz 
vom 18.April 1957 begnügen sich mit einem Muster für ein 
Büchbrverzeichnis. 

Auch wenn für den Bereich  des  damaligen Reichsjustiz-
ministeriums in der Allgemeinen. Verfügung vom 25.11.1937 
zwingend die Bestimmung eines Richters gder  Staatsanwaltes 
.als "Sachbearbeiter " und damit Referenten des Behörden-
vorstandes vorgeschrieben ist, so wird doch seine Aufgabe 
außerordentlich begrenzt; Er wird nämlich nur bei der 
Beschaffung tätig. Wesentlich weitergehend sind dann die 
von dem Bayerischen Staatsministerium der Justiz in der 
Bekanntmachung vom 30.11.1 .956 (justMinBl. 1956, 361) für 
die  „ Büchereien  der Justizbehörden (ohne Gefangenenbache  - 
reien)" getroffenen Regelungen. Hier werden die einzelnen 
Gebiete der Gerichtsbibliothek e .-erwaltung  wenigstens ange-
sprochen. Poch  ist bemerkenswert, daß hinsichtlich der zu. 
führenden Kataloge der Hinweis auf die Vorschriften der 
Ziffern 18 -  2e der Bek. über die Führung der - Bestands-
neehweise als ausreichend angesehen wird. 
Gerichtsverwaltungen der neuen Gerichtsbarkeit ;  also der 
allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit  und der  Sozialge-
richtsbarkeit, sowie der Finanzgerichtsbarkeit zeigen auf 
dem Gebiete der Geriohtsbibliotheksverwaltung hinsichtlich 
des Erlasses der Vorschriften volle Zurückhaltung.  Hier 
wird, wie im übrigen auch bei den anderen Gerichtsbar-
keiten, der Initiative und dem Ermessen der einzelnen 
Behördenvorstände der nachgenrdnetbn Gerichte weitgehender 
Spielraum gelassen. 

Immerhin mutet die Bekanntmachung des Bayerischen Staats-
ministeriums Ber Justiz vom•3o.11.1956 recht fortschritt-
lich an, wenn man in Vergleich etwa sich ins  Gedächtnis 
ruft, Was Mallen  in seiner Sammlung über die Vorschriften 
der Preußischen  Justizverwaltung noch biz zum Jahre  191e 
als auch für die Gerichtsbibliotheken fortgeltend an 
Erlassen veröffentlichte. Es sind casuistische Regelungen 
für den Einzelfall. Zum Beispiel mußte 1897 - durch Mini-
sterialenlaß! 7  nachdrücklich klargestellt werden, daß der 
von-Deckersche'Terminkalender auf Staatskosten bisher 
grundsätzlich nur für  die Oberlandesgerichtspräsidenten 
angeschafft werden dürfe. "Von  diesem Grundsatz° abzugehen 
und den Ankauf eines solchen Kalenders für den Landgerichts-
präsidenten in N. nachträglich zu genehmigen, muß ich 
bedenken tragen". Information stand schon gar nicht auf 
dem Prpgramm. So wurde 1E198 die  Anschaffung  des Meyerschen 
Konvcrsationslexikond und  ähnlicher Werke für Rechnung des 
Bibliothbksfonds ausdrücklich miBbilligt (vgl. Müller  Bd  2, 
6.Auf1( 191e Nr.32734, 5.1362)- 



C. Kritik  

Für  aie  wissenschaftlichen Allgemein- und Spezialbiblio-
theken ist seit langem anerkannt, daß die auf die Summ-
lung,  Erhaltung, Verwahrung, Ergdnzung, Bereitstellung, 
Aufschließung und Benutzung des Schrifttums in weitestem 
Sinne gerichteten Tätigkeiten  und Maßnahmen der  zustän-
dige h Behörde eine besondere Verwaltungsaufgabe darstellt, 
die mit dem Begriff derBibliotheksverwal - 
tungzusammenfassend bezeichnet und auch dargestellt 
wird. Hierzu kann auf die bekannten Lehrbücher der Biblio-
theksverwaltung verwiesen werden. Für die Verwaltung der 
Gerichtsbibliotheken hat sich eine gleiche Auffassung nicht 
durchgesetzt, obwohl es im • Bereiche  der einzelnen Gerichts-
barkeiten eine ganze Reihe großer Bibliotheken gibt, auch 
wenn  man von den Bibliotheken der oberen Bundesgerichte 
einmal absieht. Es kann aber nicht verkannt werden, daB 
hier insoweit ein durchaus gleichwertiges und in seiner 
Struktur  ähnliches Aufgabengebiet der Verwaltung vorliegt. 
Daher ist die bisherige Einordnung der Gerichtsbibliotheks-
verwaltUng, soweit die überhaupt im Rahmen der GerichtSver-
waltung als solche in Erscheinung tritt, weder vom Gegen- 
stand noch von der Aufgabe her, die den Gerichtsbibliotheken 
gestellt ist, sachgemäB. Es  ist schon ein verfehlter Aus-
gangspunk•, wenn die Verwaltung der Gerichtsbibliotheken 
fast ausschließlich. nur vom Haushaltsrecht her ais Teil der 
Bestandsverwaltung  behandelt wird. Die Schwerpunkte liegen, 
was in diesem Kreise keiner Erwähnung bedarf, auf ganz 
anderen Gobieten. 

Der haushaltsmänige Bestandsnachweis und die Rechnungs-
legung sind sicherlich notwendig. Im Rahmen der Verwaltung 
einer Bibliothek jedoch sind sie nicht gerade interessant. 
Die -hierfür maßgebenden Vorschriften wirken, wenn sio nicht 
auf die Besonderheit des Gegenstandes und die Verwaltung des 
Bibliotheksbestandes Rücksicht nehmen, außerdem oft nur 
erschwerend und belastend. Bücher, zumal in großen Bestän-
den, sind etwas anderes ais Aktenböcke, Tische und Glüh-
birnen. Auch von derAufgabe her gehdrt die Gerichts-
bibliothek nicht in die Bestandsverwaltung. Die Bibliothek 
dient der Rechtsprechung. pas ergibt sich schon aus ihrer 
sachlichen Einordnung in die Gerichtsverwaltung. Sie schafft 
notwendige Voraussetzungen für die richterliche Arbeit über-
haupt. An den  gegenwärtigen Vorschriften ist eigentlich vor 
allem bemerkenswert, was sie nicht regeln. So ist nirgends 
angeordnet, daß eine Bibliothek bei einem Gerichte vorhanden 
sein muß. Gleichwohl entspricht es begründeter Tradition, 
deß der Richter vor seiner Entscheidung Rechtsprechung und Literatur,  soweit sie einschlägig  ist, berücksichtigt. Dieser 
Überlieferung entspricht darüber . hinaus nach Auffassung des Bundesgerichtshofes duch eine Amtspflióht des Richthrs,  vor 
der Entscheidung jedenfalls die.einschlügige Rechtsprechung 
der Obergerichte und das Schrifttum zu prüfen (vgl. Urteil 
des BGH v. 6.11.1961 - III .ZR 143/60 - in  132HZ 36, 144 mit 
weiteren Nachweisen aus der Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofes und des. Reichsgeriehtes), Ist das aber die Amts-
pflicht des Richters, so ergibt Sich daraus notwendig die Aufgabe der  Justizverwaltung, dem Richter für seine Entschei-dungStätigkeit die maßgebliche Rechtsprechung  wid Literatur 
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bereitzustellen. Die hierfür in Frage kommende Einrichtung 
ist die Bibliothek des Gerichts. Die Gerichtsverwaltung 
hat aber durch grundlegende Vorschriften hinsichtlich der 
Organisation und Gestaltung des Gerichtsbibliothekswesens 
bisher wenig beigetragen. Was auf diesem Gebiet bisher ge- 
schaffen ist, geht weitgehend auf den persönlichen Einsatz, 
die Initiative und die - unter Berücksichtigung der oft be-
schränkten Mittel - besonders beachtlichen Leistungen des 
unmittelbar in der Verwaltung der Bibliothek des Gerichts 
tätigen Personals zurück, das oft ohne fachliche Vorbildung 
und Unterweisung, ganz auf sich selbst gestellt, die Grund-
lagen seiner Arbeit sich selbst schaffen mußte. Nun hat die 
Freiheit des Schaffens gewiß seine Vorteile. Aber man muß 
auch die Nachteile wägen, welche in der Isolierung, eigen-
ständigen Entwicklung und Organisation einer Bibliothek not-
wendig begründet liegen. Das Risiko des unvermeidlichen Ex-
periments ist erheblich. Bei dem Mangel an jeglicher Vor-
arbeit und Erprobung hinsichtlich der grundlegenden Ent-
scheidungen ist die Gefahr des Mißgriffs nicht gering. Eine 
Fehlplanung hat oft weitgreifende Auswirkungen für Verwaltung 
und Benutzer. Ein nach einem verfehlten Katalogsystem und 
unzulänglichen Regelwerk aufgestellter und aufgeschlossener 
Bestand ist oft gar nicht oder nur mit erheblichem Aufwand 
an Geld, Arbeitskraft und Zeit zu ändern und neu zu ordnen. 

D. Ausblick 

Unter Berücksichtigung der Besonderheiten der Gerichtsbiblio-
thek als Objekt und Aufgabe der Verwaltung sowie der gegen-
wärtigen Verwaltungswirklichkeit auf dem Gebiete des Gerichts-
bibliothekswesens muß das Verhältnis der Gerichtsbibliothek 
zur übergeordneten Gerichtsverwaltung und damit zur Rechts-
pflege als géptört oder aber, um einen anderweit viel ge-
brauchten Ausdruck zu verwenden, als unterentwickelt bezeich-
net werden, Es wird nicht leicht sein, danerhälitnis zwischen 
Gerichtsbibliotheken und Rechtspflege zu bereinigen und der 
Gerichtsbibliothek im Rahmen der Rechtspflege die ihr zukommen-
de Stellung zu verschaffen. Bettermann  hat einmal gesagt, es 
gäbe drei GrundSätze unserer -Terwaltung: 

1. Das haben wir immer so gemacht 
2, das haben wir noch nie gemacht, 

3 e  da könnte ja jeder kommen, 
Auch die Gerichtsverwaltung wird von diesem "tradierten Er-
fahrungsgut" nicht völlig frei seins Und der graue Alltag des 
Bibliotheksverwalters weiß von der Gewalt solcher Grundsätze 
zu berichten. Sicher ist es für den Bibliotheksverwalter und 
den Bibliotheksreferenten einfacher, nach diesen Rezepten zu 
verfahren, nämlich entweder immer so weiterzumachen oder, was 
noch einfacher ist, möglichst nichts zu machen, sparsam zu 
wirtschaften, die Bestände klein zu halten und sich mit Auf-
stellung und Kontrolle zu begnügen, Der Rechtspflege wird 
damit nicht gedient.  Es ist an der Zeit, die Frage einer 
richtigen Bibliotheksverwaltung von Grund auf neu zu durch-
denken, Die insoweit gerade bei den Richtern weit verbreitete 
Resignation in ihrem Verhältnis zur Bibliothek sollte gleicher-
maßen zu denken geben, Diese soll ihm doch die Voraussetzungen 
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seiner Arbeit liefern. Und wenn die Bibliothek nicht das 
leistet, was der Richter bei dem ihm zugemessenen Arbeits-
pensum erwarten kann und muS, wird die Qualität der Recht-
sprechung Schaden nehmen. Mit dem Idealismus, der Erfin-
dungsgabe, dem selbstlosen Einsatz der Bibliotheksver-
walter allein, wird die der Gerichtsbibliothek gestellte 
Aufgabe nicht zu bewältigen sein. Auch die Gerichtsver-
waltung wird ihren Teil beitragen müssen. Wir können die 
Roffnung haben, daß die Dinge langsam in Bewegung kommen 
und daß die angelaufenen Erörterungen zwischen den Landes- 
justizverwaltungen über die Probleme des Gerichtsbibliotheks-
wesens bald zu greifbaren Ergebnissen führen. Mit den 
Mitteln, Maßnahmen und Zielsetzungen der Jahrhundertwende 
wird es in unserer gewandelten Welt allerdings kaum ge-
lingen, zum Nutzen der Rechtspflege die Gerichtsbibliothek 
zu einem voll geeigneten Instrument richterlicher Arbeit 
zu machen. 
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Anlage zum Vortrag Niekozi  

A. Ordentliche Gerichte 	 1 Zuständige Gerichts- 
B. Allgemeine Verwaltungsgerichte 	verwaltung  
C. Sozialgerichte 
D. Gerichte in Arbeitssachen 
E. Finanzgerichte 

I. Baden-Württemberg 

A. 1, Justizministerium Baden-Württemberg, 7 Stuttgart 5, 
Schillerplatz 4. 

2. AV d.RJM über die Führung von Sachrechnungen bei den 
Justizbehörden vom 2o.6.1938 - DJ 1938, 979; 1939, 1114. 
Richtlinien des Fin.Min. flirt die Führung von Bestands-
verzeichnissen über bewegliche Sachen des Landes v. 
8.4.1964 - veröffentl. demnächst im Amtsblatt. 

B. 1, Innenministerium Baden-Württemberg, 7 Stuttgart 1, 
Dorotheenstr.6, 

2. Keine. 

C. 1 , Arbeitsministerium Baden-Württemberg 7 Stuttgart W, 
Rotébühlplatz 3o. 

2. Keine, nur haushaltsrechtliche Vorschriften. 

D. wie C. 

E. 1. Finanzministerium Baden-Württemberg, 7 Stuttgart N, 
Kienestr.41. 

Z. §§, 41-43 VO d. Staatsministeriums  über  die Dientt-
ordnung der Staatsbehörden v, 19.7.1928 - RegB1. 
Württemb, 1928, 241 (Allgem. Anordnung über den 
behördlichen Besitz von Büchern, Zeitschriften und 
Zeitungen), 

II. Bayern 

A. 1. Bay. Staatsministerium d. Justiz, München, Elisenstr.la. 
2. a) Bekanntmachung des Staatsministers d.Fin, über 

die Führung von Bestandsverzeichnissen v. 3.0kt.1955 
(Bay.BS III S.5o1) in der Fassung der Bek. v, 
7.4.196o (StAnz, Nr.16) Abschnitt C Ziffern 18-2o 
- RHO 	65 Abs.1; RWB § 56 Abs.3 - 

b) Bek. über die Führung von Bestandsverzeichnissen 
bei den Justizbehörden v.18.4.1957 (BayJMB1,1957 1  
229) i.d.Fassung d.Bek, v.31.1001958 (BayJMB1.1958, 
163) 

c) Bek .,  d.BayStM d.J. betr, Büchereien der Justiz-
behörden v.3o.11.1956 (BayJMB1.1956, 361) 

d) Bek, v.2.5.1955 (Aussonderung) - BayJMB1.1955, 88 

2. Fortgeltende oder neue 
Bestimmungen der Gerichts-
verwaltungen 
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B. 1. Bay.Staatsministerium d.Innern, Munchen 22, 
Odeonsplatz 3. 

2. Keine 

C. 1. Day.Staatsministerium f. Arbeit und soziale 
Fürsorge, München 13, Winzererstr.9. 

2. wie A 2 a (Nr.6-11, 18-2o) 
Entschließung BayStM d.Fin. v.lo.4.1956 (BayBSVFin 
II S.2o3) in der Fassung v. lo.lo.1957 (StAnz.Nr.42) 
u. v.7.12.196o (StAnz. Nr.51) 

D. 1. wie C 1 

E. 1. Bay.Staatsministerium d.Finanzen, München, Ludwigstr.3. 
2. §, 22 Allgem. Dienstordnung f.d.Staatsbehörden 

v,22.12.1953 - ADOST .- (Bay.GVB1.1954, 1) m. späte-
ren Änderungen. 
Bek0 über d.Führung von Bestandsverzeichnissen 
v. 3,1o.55 i.d.F. v.7.4.6o - wie A 2 a - 
Gemeinsame Vollzugsbestimmungen Uber die Führung 
von Bestandsverzeichnissen v619.12.1962 (ABl.BaySt. 
Fin.1962, 2o66) Abschn, C, 

III. Berlin 
A, 1. Der Senator für Justiz, Berlin-Schöneberg, Salzbur-

ger Str.21/25. 
2. Keine 

B. 1 ,  Der Senator für Inneres, Berlin-Wilmersdorf, 
Fehrbelliner Platz 2, 

2. Keine 

C. 1. Der Senator für Arbeit und Sozialwesen, Berlin-
Wilmersdorf, FehPbelliner Platz 1 

2. Keine 
P. 1. wie C 1 

2. Keine 
E. 1. siehe Be 

IV ,  Bro-_-_:h 
A. 1. Der Senator für Justiz, Bremen, Rathaus, 

2. AV d. RJM über die Führung von Sachrechnungen b e d. 
Justizbehörden v.2o.601938 (DJ 1938, 979). 

B. 1. Der Senator für Inneres, Bremen, Contrescarpe 22/24 
2. Keine 

C. 1. Der Senator für Arbeit, Bremen, Contrescarpe 2o. 
2. Keine 

D, 	Wie C 1, 
E. 1. Der Senator für Finanzen, Bx , men, Haus des Reichs. 

2. Keine 



V. Hamburg 

A. 1 , Landesjustizverwaltung, Hamburg 36, Drehbahn 36 , 
2. Heine 

B. Wie A. 

C. 1. Arbeits- und  Sozialbehörde,  Hamburg 1„ Ernst-
Mercksta".9. 

2. Keine 

D. Wie C. 

E. Wie A. 

VI. Hessen  

A. 1.  Der Hessische Minister dor Justiz Wiesbaden, 
Wilhelm'str.24. 

2. AV d. RJM über die Führung von. Sachrechnungen bei 
den Justizbehbrden/Rd.ErlaB d.M.dJ. über die Aus ,. 

• sonderung entbehrlicher Bücher v.2o.5.1954 '(1! 
jMB1. 1954, 40). 7v.20,6.1938 - DJ 1938 9  079 - HRZ 

B. 1 ,  Der Hessisehe Ministernrdsidont,HViesbaden, - Dieri n19°  
stadtegstr,2. 

2.• Kolno 

C. 1. Dor Hessische Minister für Arbeit, Volkswohlfahrt 
und Gesundheitswesen, Wiesbaden, Adolfsallêe 53 u.59. 

2< Keine 
D. Wie  C.  

E. 1. Der Hessische Minister der Finanzen, Wiesbaden, 
Friedrich-Ebert-Allee 8. 

2. Keine 

VII. Niedersachsen. 
A. 1. Der Niedersächsische Minister der Justiz„ Hannover, 

Hohenzollernstr.53 

2, AV mid Erlasse, zusammengefaBt bei Müller, Die 
ProuBische Justizverwaltung 6,Auf1. 191 9, 1358 ff, 
AV Nds.T.W. 'v.16.10.1956 - 5430 .- I 3 a. -1  - 955756 
Buchhandlerrabatt 

B. 1. Der Niedersächsische Ministerpräsident, Staatskanzlei, 
Hannover, Hehenzellernstr„47'. 

2.  Nur  für OVG  Lüneburg: Staatsvertrag zwischen den 
Landern Niedersachsen und Schlesw.-Holst. v. • 
3.715.11.1955 .  ,(Nds.GVB1. 1956, 15 - Schl.Holzt,GV131, 
1956 1) Art,12, 13, 17 - sonst keine. 	- 

C. 1. Der  Niedersächsische Sozialminister, Hannover, 
Hinrich-Kopf_Platz 2 , 

2. Koine 

D. Wie C, 

E. 1, Der Niedersächsische Minister der  Finanzen,  Hannover., 
Am Schiffgraben 6. 

2, Heine, 
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VIII. Nordrhein-Westfalen 

A. 1. Der Justizminister des Landes Nordrhein-Westfalen, 
Düsseldorf,• Martin-Luther-Platz 4o. 	' 

2. LV vom 8.11.196o (JMB1. NRW 196o, 276) - betr. 
Aussonderung. 

B. 1 ,  Der Ministerpräsident des Landes Nordrhein-Westfalen, 
Düsseldorf, Mannesmannufer la. 

2. Keine 

C. 1. Der  Arbeite-  und Sozialminister des Landes  Nordrhein-
Westfalen, Düsseldorf, Horionplatz 1. 

2. AV über die Führung von Sachrechnungen bei den Justiz- 
behörden v.20.6.1938 (DJ 1938, 979) mit  Ergänzungen. 

D. Wie C. 

E. 1. Der Finanzminister d. Landes Nordrhein-Westfalen, 
Düsseldorf Nord, Jägerhofstr.6. 

2. Keine 

IX. Rheinland-Pfalz  
A. 1. Ministerium dCr Justiz, Mainz,.Ernst-Ludwigstr.3. 

.2. Keine 

B. 1 , Der  Ministerpräsident,  Mainz, Rheinstr.113. 

2.-.- 

C. 1. Sozialministerium, Mainz, Bauhofstr.4. 

2 ,  Keins 

D. Wie C. 

E. 1. Ministerium für Finanzen u. Wiederaufbau, Mainz, 
Neubrunnenstr.2. 

2. Keine 

X. Saarland  

A. 1. Der Minister der Justiz, Saarbrücken, Hindenburgstr.15. 

2. Bestimmungen dor ehem.PreuB.- und Reichsjustizverwaltun6 

a) Vs8 Etatvorschriften v. 8.1.1914 i.d.F. AV  V. 
7.3.1919 (PrJMB1. 1914, 15; 1919,. 92) betr. Bücher-
verzeichnis. 

b) AV , betr. Büchereien der Gerichte und Staatsanwalt-
schaften v.25.11.1937 (DJ 1937, 187o). 

c) AV über die Führuhg von Sachrechnungen bei den 
Justizbehörden v.2o.6.1938 (DJ 1938, 979). 

B..1. Der Minister dés  Innern,  Saarbrücken, Hindenburgstr.21. 

2: Keine 

C. 1. Der Minister für Arbeit u. Sozialwesen, Saarbrücken, 
Hindenburgstr.21-23. 

2. - . - 

D. Wie C. 

E. 1. Der Minister für Finanzen 12.Forsten, Saarbrücken, Am 
Stadtgraben 4, 

2, - . 
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XI. Schleswig-Holstein 
A. 1 , Der Justizminister des Landes Schleswig—Holstein, 

Kiel, Lorentzendamm 35 ,  
2. AV d. RJM über Büchereien der Gerichte und Staats-

anwaltschaften v.25.11.1937 (DJ 1937, 1870) 
AV d. RJM über die Führung von Sachrechnungen bei 
den Justzib »5rden v.26.6.1938 (DJ 1938, 979) mit 
Änderungen  und Ergänzungen. 
AV d.JM v.lo.1.1955 (Schl.Holst.Anz. 1955, 84) 
Abschn. E betr. Behandlung der entbehrlichen älteren 
Bücher mit rechtsgeschibhtlichem Inhalt. 

B. 1. Wie A 1 
2. Keine 

g. 1. Wie A 1. 
2. Keine 

D. 1 ,  Der Minister für Arbeit, Soziales und Vertriebene 
d.Landes Schleswig-Holstein, Kiel, Brunswiker Str.16-22 

2. p- OE 
F. 1. Der Finanzminister des Landes Schleswig-Holstein, 

Kiel, Düsternbrooker Weg 64-68 



Vortrag  

Bibliotheksoberrat Dr, Kirchner, Karlsruhe 
Probleme  des gerichtlichen Bibliothekswesens  

Wenn mein Herr Vorredner Sie zwangsläufig gewissermaßen 
durch die Niederungen des gerichtlichen Bibliothekswesens 
hat führen müssen, so dürfen Sie billigerweise erwarten, 
daß Ihnen nun auch einige Höhen gezeigt werden: denn so 
stellt sich das Bibliothekswesen der Bundesgerichte ver-
gleichsweise dar. Was die Bibliotheken der Bundesgerichte 
von denen der Instanzgerichte unterscheidet, ist nicht so 
sehr die Höhe der Etatmittel, der größere Bestand an Büchern 
und die bessere räumliche Unterbringung. Der wesentliche 
Unterschied licgt in der Art der Betreuung. Bei den Instanz-
gerichten obliegt, wie wir gehört haben, die Verwaltung der 
Bibliothek dem Behördenvorstand oder einem von ihm dazu be-
stellten Richter, und je nach der Zeit, die sie dafür zur 
Verfügung haben, und nach ihrer persönlichen Neigung, be-
treiben sie die Verwaltung mehr oder weniger mit der linken 
Hand. Bei den oberen Bundesgerichten sehen Sie, daß hier 
hauptamtlich Bibliothekare mit der Verwaltung der Bibliothek 
betraut sind, sogar nach den Stellenplänen mit Bibliothekaren 
des höheren, also wissenschaftlichen Dienstes. Es ist dem 
Weitblick des ersten und als Persönlichkeit bedeutendsten 
Präsidenten des Reichsgerichts, Eduard v. Simson, zu danken, 
daß er zugleich mit der Eröffnung des Reichsgerichts einen 
hauptamtlichen Bibliothekar berief, der eine den Bedürfnissen 
dieses Gerichts entsprechende Bibliothek aufbauen sollte. 
Sie wissen vielleicht, welches Arbeitsinstrument sich das RG 
infolge dieses glücklichen Startes im Laufe seines 75jährigen 
Bestehens aufbauen konnte. Die RG-Bibliothek hatte bei Kriegs-
ende einen Bestand von über 3oo 000 Büchern. Es ist nur zu 
bedauerlich, daß sie uns hier im Westen nicht mehr zur Ver-
fügung steht. 

Es wurde vorhin die Kraft der Tradition angesprochen ;  die 
sich meist in einem negativen Beharren an Uberkommenem äußert. 
Es läßt sich hier der Kraft der Tradition auch einmal eine 
positive Seite abgewinnen, als nämlich der Stellenplan des 
Reichsgerichts auch beim Aufbau des Bundesgerichtshofs zu-
grundegelegt wurde. Dies zeitigte dann weitere Früchte bei 
der Errichtung der anderen oberen Bundesgerichte, denn: was 
dem einen oberen Bundesgericht recht ist, ist dem anderen 
billig, und so haben denn alle oberen Bundesgerichte eine 
eigene Bibliotheksabteilung. Selbst die Ministerien haben es 
in dieser Hinsicht nicht so weit gebracht. Hier sind immer 
besondere Referenten für die Bibliothek zuständig, die Biblio-
theksverwalter mithin nicht selbständig. 
Es liegt auf der Hand, daß aus einer Institution etwas ganz 
anderes werden kann, wenn sich jemand hauptamtlich und eigen-
verantwortlich darum kümmert. Diejenigen, die sich heute 
morgen an den Führungen durch die Bibliotheken der beiden 
Bundes uerichte und durch ihre Rechtskarteien beteiligt haben, 
haben selbst feststellen können, welche achtbare Arbeits-
instrumente sich beide Gerichte geschaffen haben. Es ist 
vielleicht nicht allgemein bekannt und für die Damen und 
Herren von den Instanzgerichten sicher wissenswert, weil 
Sie sich mit dem oft kleinlichen Unverstand Ihrer Justizver-
waltung und - nicht zu vergessen - Ihrer Rechnungsprüfung 
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herumzuschlagen haben, daß Sie sich im Bereich der 
oberen Bundesgerichte in einer ausgesprochen biblio-
theksfreundlichen Atmosphäre befinden. Das kommt 
nicht von  ungefähr. Schließlich sind diese Gerichte 
alle Revisionsgerichte, die sich lediglich mit der 
richtigen Auslegung der Normen zu beschäftigen haben 
und aus. diesem Grunde ein viel intensiveres Verhältnis 
zum Buch und zur Zeitschrift haben müssen. Deshalb tut 
man hier auch etwas für die Bibliotheken. Angeregt durch 
den Anblick so vieler schöner Damen, möchte ich mir die 
Bemerkung gestatten, daß die Bibliotheken der oberen 
Bundesgerichte wie eine schöne Frau geschätzt und auch 
verwöhnt werden. 

Das warden  Sie, verehrte Anwesende von den Instanzge-
richten, die Sie zuteist aus "unterentwickelten" Ver-
hältnissen kommen, sicher mit einem gewissen Neid ver-
nehmen. Aber ich habe das alles nicht gesagt, um Sie ver-
drießlich .zu machen. Ich frage vielmehr, ob diese wohl 
aOsortierten Bibliotheken nicht such den übrigen  Gerichts-
bibliotheken  von Nutzen sein können. Mehr noch, ob diese 
nicht gar eine Verpflichtung haben, eine Art geistiger 
Entwicklungshilfe zu leisten. Natürlich besteht eine 
solche sogar rechtlich normierte Verpflichtung in Form 
der Amtshilfe. Eine von einer anderen Behörde an diese 
Bibliotheken gelangende Anfrage oder Bitte um  Auskunft p  
Ablichtung eines Aufsatzes oder Ausleihen eines Buches 
werden diese zweifellos erfüllen, soweit es in ihrer Macht 
ist, Aber das ist nicht das, was ich hier meine und was 
mir vorschwebt. 
Diese erwähnte Art der Amtshilfe, die im Grunde eine 
Selbstverständlichkeit ist und eigentlich keiner Normie-
rung hätte bedUrftig sein sollen, besteht in einer Inak-
tivität der befragten Bibliotheken. Man erwartet, bis oder 
ob man gefragt wird. Ich meine aber, es wäre ein nobile 
officium der mit Bach- und Personalmitteln besser ausge-
Statteten Bibliotheken der oberen Bundesgerichte, eine 
aktive Art Amtshilfe zu leisten. Wie ich das meine? 

Wer selbst einmal an Instanzgerichten gearbeitet hat, 
weiß, wie schnell  man oft bei dem geringen Buchgut, das 
sich bei dem betreffenden Gericht befindet, an eine Grenze 
kommt. Weil es sich vielleicht um ein neues Problem han-
delt oder um ein nicht alltägliches, dem man noch nie oder 
schon lange nicht mehr begegnet ist, fehlt der Ansatz, um 
sich schnell die richtige Literatur zu verschaffen, Nun 
beginnt die Sucharbeit, die von der eigentlichen Arbeit 
am Urteil abgeht. Oder es wird ein zitiertes Buch oder 
eine zitierte Zeitschrift nicht gehalten. Gern würde man 
die Zitate nachlesen. Aber woher soll man möglichst schnell 
die Literatur bekommen? 
Um bei diesem letzten Problem zu bleiben, kann man natür-
lich sagen, es gibt den Leihverkehr der Bibliotheken .2  
darüber kann man sich seine Sachen besorgen. Gut, aber 
dieser Weg ist bekanntlich ein long, long way to Tippeiary 
und kann, wenn die Sache nicht drängt, beschritten  werden. 
In den moisten Fällen ist eine schnellere Beschaffung 
nötig, Dio Beschaffungswünsche erstrecken sich nach meinen 
Erfahrungen bevorzugt auf Zeitschriften. Hier würde es 
von allergrößtem Nutzen sein s  zu wissen, wo etwas zu holen 
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ist. Hier drängt sich der Gedanke auf, ob man es nicht 
einmal unternehmen sollte, einen Gesamtkatalog der in den 
Gerichtsbibliotheken vorhandenen Zeitschriften zu veran-
stalten, also ein Verzeichnis, greifbar in Buchform, aus 
dem sich durch einen Blick feststellen ließe, welche Zeit-
schrift sich in wessen Bereich befindet. Ein solcher Kata-
log sollte zweekmäßigerweise den Zeitschriftenbestand der 
oberen Bundesgerichte einschließlich des Bundesverfassungs-
gerichts sowie der OLGe, OVGe, LAGe und LSGe verzeichnen. 
Ich freue mich feststellen zu können, daß hier schon wert-
volle Vorarbeiten geleistet worden sind. Wir haben ganz 
ausgezeichnete Zeitschriftenbestandsverzeichnisse von Biblio-
tt,:cen, deren verantwortlicher Leiter unserer Arbeitsgemein-
schaft angehören. Die Bibliothek eines oberen BundesgeriChts 
müßte die Gesamtbearbeitung in die Hand nehmen. Dann würden 
zunächst die  Bestände  der oberen Bundesgerichte ermittelt 
und verzettelt. Damit hätte man dann schon einen Zeitschriften-
stamm, der durch den Besitz der übrigen Gerichte nur sehr 
gering erweitert werden dürfte. Dennoch sollte man die C:Se 
und die ihnen in der Rangordnung gleich stehenden Gerichte 
der besonderen Gerichtsbarkeit aus dem Gesamtverzeichnis nicht 
herauslassen, weil die Gerichte, die auf Grund dieses GesaMt-
katalogs dann später eine Zeitschrift bestellen, gehalten sein 
sollen, sich zunächst einmal an ihr im Instanzenzuge überge-
ordnetes Gericht zu wenden, um nicht alle Bestellungen auf die 
Bundesgerichte zu lenken, 

Wie Sie aus dem Programm haben entnehmen können, haben sich 
heute morgen die an einer Zusammenarbeit interessierten Biblio-
thekare und Bibliotheksreferenten zusammengefunden, um eine 
Arbeitsgruppe zu bilden, die sich der Belange der Gerichts-
bibliotheken in besonderem Maße annehmen soll. Es wird sich 
zeigen, was aus dieser Zusammenarbeit werden und welche Ini-
tiative sich hier entfalten wird. Jedenfalls wird die Frage 
der Anlage eines Gesamtzeitschriftenkataloges auch die Arbeits-
gruppe in Zukunft beschäftigen. 

Ich komme auf die Fragestellung zurück: Wie kann sich der 
Richter schnell ein benötigtes Werk verschaffen? Für Zeit-
schriften habe ich einen Weg aufgezeigt. Wie aber steht es 
mit Büchern? Hier würde nun ein Gesamtkatalog etwas nützen, 
von der Art, wie er - was Sie wissen werden - in einzelnen 
Regionen, die sich im wesentlichen mit den jetzigen Ländern 
decken, aufgebaut worden ist. Ich möchte zu diesem Thema aber 
jetzt keine Stellung nehmen, weil für heute noch ein Referat 
angekündigt ist, das sich mit dem Gedanken eines Behörden-
zentralkataloges beschäftigt. 

Nun ist aber bei dem Problem: "Ausleihe von Zeitschriften 
aus anderen Bibliotheken mittels eines Gesamtzeitschriften-
kataloges" noch auf einen Punkt zu sprechen u 	In 
vielen Fällen wird die auf Entleihung angegangene Bibliothek 
den bestellten Zeitschriften•Jahrgang gar nicht herausgeben 
können, weil sie ihn selbst benötigt. Die am Leihverkehr teil-
nehmenden deutschen Bibliotheken kennen dieses Problem schon 
seit einiger Zeit und begegnen ihm im wachsenden Maße mit der 
Lieferung von Fotokopien anstelle von Büchern. Ich will hier 
die urheberrechtliche Seite beiseite lassen, weil damit ge-
rechnet werden darf, daß im Zuge der Neuregelung des Urheber-
rechts das aus dieser Ubung der Bibliotheken resultierende 
Problem endgültig geregelt wird. Es erhebt sich hier nämlich 
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noch eine andere Frage, die haushaltsrechtlicher Natur 
.ist. Einmal bin ich nicht sicher, ob wirklich alle wegen 
einer Entleihung von Zeitschriften angegangenen Gerichte 
überhaupt in der Lage sind, Fotokopien zu liefern; denn es 
setzt dies doch das Vorhandensein von  Fotokopiereinrichtungen 
voraus. Hier bin ich aber insoweit doch OPtimist, als ich 
glaube, daß die hier in Frage stehende Kategorie von Ge-
richten über kurz oder lang, auch durch zu erwartende Preis-
senkungen fur Fotokopiergeräte, in die Lage versetzt wird s, . 
entsprechende Geräte beschaffen•zu können. Der sek so spar-samen Dame Justitia muß man hier schon etwas Zeit lassen. 
Aber damit wären noch nicht alle Probleme beseitigt, weil es 
ja ein haushaltsrechtliches Prinzip ist, daß Kosten auf den 
Verursacher zurückfallen. Hier müßte durch regelnde Erlasse 
den fotokopierenden Bibliotheken gestattet werden, auf die 
Verrechnung zu verkchten, da die Verwaltungskosten sonst die 
Angelegenheit  win  tig verteuern und erschweren würden. Aber - wie dies auch j, geregelt werden sollte - an den Kosten • 
brauchte die Sache nicht zu scheitern. 
Ein anderer Gedanke taucht in diesem Zusammenhang noch auf, 
Man könnH daran idenken, eine der großen Bibliotheken des 
Bundes se miSZubauen, daß sie die Auslêihe- und Materialbe-
schaffuneefunktion für alle oder andere Gerichte übernehmen 
könnte. Latstverständlich müßte dieser Bibliothek dann eine , 
bessere 	.i .,tierung und vielleicht auch eine geringfügige 
Personalverbesserung zuteil werden, um diese Aufgaben er-
füllen zu können t Wenn von allen Ländern jedes dafür dem 
Bund einen kleinen Betrag zur Verfügung stellen würde, ließe 
sich das leicht machen. Ich gebe zu, das alles ist ein kühner 
Gedanke, aber man muß ihn einmal aussprechen. Es wird sich 
Zeigen, ob er wie ein Samenkorn auf steinigen oder fruchtbaren 
Boden fällt. Es ließe sich alles auch noch weiter perfektio-
nieren, indem man auch Rechtsanwälte an - dieser Ausleihbiblio-
thek partizipieren ließe; denn diese sind oft in einer noch 
größeren Literaturnot, weil sie in den Gerichtsbibliotheken 
nur geduldete Gäste sind und zwangsläufig hinter dienstlichen 
Bedürfnissen zurückstehen müssen, Dieser Ausleihebibliothek 
könnte auch bei genügender.Dotierung ein Service angegliedert 
werden, der dann in Aktion treten müßte t  wenn die zur Klärung. 
einer Rechtsfrage benötigte Literatur überhaupt unbekannt ist. Dem Service würde dann die Aufgabe obliegen, Literatur und 
Rechtsprechung zu  konkret geäußerten Rechtsproblemen zu be- 
nennen. 

Nun, das alles ist Zukunftsmusik und man sollte Ihnen'dehalb 
mehr Brot bieten. Ich sehe mich in der glücklichen Lage, dies 
tun zu können. Ich sprach davon,.daß es oft ganz unbekannt 
ist,  welche Literatur es zu einem Problem gibt, Hier würde 
eine systematische juristische Bibliographie nötig:sein,'Nun 
gibt es auf dem bibliographischen Gebiet •zwar einiges, was 
hier nützlich ist. Ich erinnere nur an die gut gearbeiteten 
und handlichen NJW-Fundhefte. Sie haben aber den Nachteil, daß 
sie - oft um Jahre - hinterherhinken und sodann nur einen 
ganz bestimmten Stamm von Zeitschriften, also bei weitem nicht 
die gesamte juristische Literatur auswerten. Die als Anschluß 
und Uberbrückung gedachte Leitsatz-Kartei aber fordert sine 
ständige Ordnungsarbeit, die sich viele gar nicht leisten 
können und die deshalb häufig unterbleibt. Nützen tut nur eine 
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solche Itbliographie, die zusätzliche Ordnungsarbeiten 
Uberflänig macht, und, was außerordettlich wichtig ist, 
schnellstens orientiert, also Titel spätestens 14 Tige 
nach Erscheinen referiert. In der letzten Zeit mehren sich 
die Stimmen, die nach einer solchen systematischen juristi-
schen Bibliographie verlangen. Ich möchte hier auf die Be-
merkungen von Dr.Leser im AcP 1964 3.179 und von Dr.Rudolf 
in der JZ 1963 S.516 f. hinweisen. Eine solche Bibliographie 
sollte das gesamte juristische Schrifttum erfassen, also 
selbständige Schriften, Aufsätze und Dissertationen. Auch 
bemerkenswerte Rezensionen sollte sie enthalten. 
Sie werden diese Bibliographie haben! 

Auf Grund des ständigen Rufes nach einer solchen, haben der 
Kollege Dr.Mackert vom BVG und ich uns bemüßigt gefühlt zu 
überlegen, ob nicht die von unseren beiden Bibliotheken ge-
leistete Dokumentationsarbeit auch für die übrigen  Gerichts-
bibliotheken  und darüber hinaus für alle an der Rechtswissen-
schaft Interessierten nutzbar gemacht werden kannte. Wir haben 
uns von dem Gedanken leiten lessen, daß unsere beiden Gerichte 
sich hinsichtlich der angeschafften Literatur und der gehalte-
nen Zeitschriften sehr gut ergänzen. Genaue Untersuchungen 
haben ergeben, daß nur ein Drittel unseres Bibliotheksbestandes 
tbereinstimmt, also gewissermaßen dublett ist. Das wird Sie 
genauso verblUffen t  wie es uns seinerzeit erstaunt hat, ale 
wir das feststellten. Insgesamt gesehen decken unsere beiden 
Bibliotheken weitgehend das Gesamtgebiet von Recht, Staat und 
Gesellschaft ab. Spezialgebiete wie das Arbeitê- und Sozial-
recht kommen naturgemäß kürzer weg, Aber das gesamte öffent-
liche Recht und auch das Völkerrecht sind gut bei uns vertre-
ten. Zur Erlangung eines genauen Überblicks über die zur Her-
stellung einer solchen Bibliographie notwendige Zeit und zur 
Gewinnung exakter Unterlagen für die Kalkulation haben wir als 
eine Art Planspiel eine Probenummer gestaltet, die hinsichtlich 
der äußeren Form, der inhaltlichen Gliederung und dcac Umfanges 
genau das wiedergibt, was die Bibliographie zweimal monatlich 
leisten soll, Sie wird im Schnitt 7oo Titel bringen, al)im 
Jahre etwa 17,000. Nach diesem Vortrag darf ich dieses  Prob-
stück an Sie verteilen lassen, damit Sie eine Vorstellung davon 
bekommen, Dem Heft haften noch einige Unvollkommenheiten an t  
die wir indes abzustellen gedenken, Aber ich möchte diesen Vor- 

, trag nicht dazu mißbrauchen, um hier Eigenpropaganda zu treiben. 
Ich bin Uborzeugt genug, daß das Probeheft für sich spricht, 
Wichtig wäre noch die Erwähnung des Preises, über den aber noch 
nichts Verbindliches gesagt werden kann, Wir dürfen ernsthaft 
hoffen, daß uns ein ungenannter Mäzen in Stand setzen wird, 
einen Schleuderpreis zu machen. Ich sagte schon, daß dies 
Unternehmen unter der Flagge "geistige Entwicklungshilfe" läuft 
und man kennt die Finanznot der kleinen Dienststellen - und 
den Gnatz der Großen, Wenn die Bibliographie, wie seine Vtitor 
es erhoffen, gut einschlägt, bleibt Aie Frage einer Erweite-
rung des Einzugsgebietes zu stellen. Aber man sollte nicht 
schon den nächsten Schritt erwägen, ehe man den ersten getan 
hat, 
Ich möchte zum Schluß noch ein ganz anderes Problem anschnei-
den, das nun wieder sehr in die Zukunft weist. Behandeln läßt 
es sich in der Mirze der Zeit allerdings nicht., Außerdem steckt 
hier auch alles noch in den Kinderschuhen. Aber Sie sollten 
einmal darum wissen, daß es so etwas gibt, Was ich ausführen 
werde, geht allerdings über das Wirken der Bibliotheken. hinaus, 
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Aber es handelt sich um ein Problem der Dokumentation, 
und damit beschäftigen sich die Bibliothekare als Zwillins-
brüder der Dokumentalisten. nas ist die Legitimation dafni-, 
daß ich glaubo, das  Folgende  hier einmal behandeln zu sollen. 

Es geht um das Problem der - Rechtskybernetik. Der Begriff 
der Kybernetik ist noch recht jung,  hat aber inzwischen 
schon einen festen Platz in der Wissenschaft erlangt. Kyber-
netik ist die Wissenschaft von den Steuerungsvorgängen, den 
Ordnungsvorgängen jeder Art überhaupt. Um mich aber weniger 
hochgestochen auszudrücken: Es handelt sich um das Problem 
einer automatischen Rechtsfindung oder  des Einsatzes von 
Maschinen zum Zwecke der Rechtsfindung. Sie lesen anent-
halben etwas von dem Einsatz datenverarbeitender Maschinen 
für wissenschaftliche Zwecke. Ich erinnere an die textkriti-
sche 	gehrechung der Odyssee Und Ilias, um festzustellen, 
ob  Homer beide, Epen • geschrieben  hat. Was übrigens bejaht 
wurde. Ich erinnere an die nbersetznngsMaschinen. Alles ist 
noch 'am Anfang, aber im Kommen. Unabhängig davon hat auch 
die Verwaltung. mit dem Einsatz von solchen Maschinen be-
gonnen, weil die Vermehrung der Menschen auch eine ständige 
Vervielfachung der Verwaltungsarbeit mit sich bringt. Da 
nun Personal knapp ist, und gewisse Verwaltungsarbeiten nicht 
aufgeschoben werden können, ohne die Personen zu schädigen, 
die auf einen Bescheid oder eine Regelung warten, liegt in 
der Automation schon eine bedeutende Hilfe. Mit Erfolg er-
'rechnet beispielsweise die Bundesversicherungsanstalt in 
Berlin maschinell die Renten, Sie wissen, da2 auch hier Lehr-
geld  gezahlt werden mußte. Aber das lohnt sich lety,ten Endes 
dann dobh. 

Auch innerhalb der Justiz ist die zunewältigende Arbeit 
nicht geringergeworden. Und wir kennen die  ständigen - nicht 
unberechtigten Klagen über wachsende Rückstände. Es fragt 
sich, ob auch auf dem Gebiete der Jurisprudenz der Einsatz 
datenverarbeitender Maschinen möglich istr-öglich ist, natür-
lich mit dem Ziele einer Erleichterung und Beschleunigung der 

Arbeit. 

Von deutscher Seite ist das Problem, soweit ich sehe; über-
haupt noch nicht angefaßt worden. Dagegen hat man in Amerika 
und insbesondere in Rußland schon vor einigen Jahren damit 
begonnen,, Experimente 2h Machen. In Amerika ist es vor allem 
ein Professor an der Yale Law School namens Allen, in Rußland 
der :Leningrader Professor KeriMov. neuerdings ,  hat sich der 
Prager Professor der  Rechte Viktor Knapp sehr mit diesen Bingen 
beschäftigt und  auch ein dickes Buch darüber geschrieben, 
das -aber leider nur in tschechischer Sprache erschienen und 
mir nur in Auszügen bekannt ist. 

Datenverarbeitende Anlagen lassen pich nur dort einsetzen, 
wo logisch faffloare Begriffe mit objektiven Kriterien vor-
handen sind. Deshalb eignen sich insbesondere Gebiete mit 
formalen Regelungen für den Maschineneinsatz. Als solche 
Rechtsgebieto seien  das Steuerrecht, das Versicherungs- und 
Patentrecht genannt. Außerdem lohnt sich der Aufwand von 
Maschinen auch nur dort,  we  viel Material, und das möglichst 
auf dem gleichen Gebiet, anfällt. In Amerika werden beispiels-
weise vom Bundespatentamt zur Ermittlung der auBereut wichtigen, 
aber auch schwierigsten Aufgabe, ob eine neu angemeldete 
Erfindung nicht vielleicht schon früher einmal als Patent 
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angemeldet worden ist, Elektronenrechner eingesetzt. 
Das Problem bei dem erfolgreichen Einsatz von-  Maschinen 
liegt in der Notwendigkeit, Gegebenheiten in eine exakte 
Svmbolsprache zu übersetzen, mit der (tie Maschine arbeiten 
kann. Eine Maschine kann ja nicht denken. Sie ist, wie 
einmal jemand gesagt hat, trotz des gespeicherten Wissens 
ein Vollidiot. Soweit Sachverhalte einen technischen 
Einschlag haben, wie bei der erwähnten Ermittlung von 
früheren Erfindungen, sind die Schwierigkeiten der 'her-
setzung in Symbole leicht überwindbar. Vor aufs erste 
unübersteigbaren Schwierigkeiten steht mtAlaber, wenn man 
die Rechtssprache durch Symbole ersetzen. will. Um ein Bei-
spiel zu nehmen, der "Beamte" im strafrechtlichen Sinne ist 
ein anderer als  der "Beamte" im Haftungspragraphen des 
§ 839 BGB. Die rechtlichen Begriffe sind keineswegs so 
exakt, daß sie völlig konkretisierbar wären. jedes Gesetz 
hat seine eigene Terminologie. Die Maschine aber kann Fein-
heiten nicht auseinanderhalten und es ergeben stoh, wenn. die 
Unterschiede bei der Dateneingabe nicht beachtet werden, 
groteske Fehler. Vielleicht haben Sie gelesen, daß eine in 
Amerika' eingesetzte Ubersetzungsmaschine, der die Aufgabe 
gestellt war, das Neue Testament ins Englische zu übersetzen, 
den bekannten Satz: "Der Gt ist willig" mit "der Whisky 
ist  git  ° wiedergegeben hat..Hier sind also allerlei Fall-
stricke über den Weg gezogen. Es müßten mithin erst einmal 
erhebliche Vorarbeiten geleistet werden, um eine logisch 
widerspruchsfreie juristische Symbolsprache zu entwickeln. 
Bis dahin wird noch einige Zeit vergehen. 

Aber auf einzelnen Gebieten könnte doch vielleicht schon ein 
richtiger und funktionierender Anfang gemacht werden. Ich 
könnte  mir z.B. denken, da2 dergleichen auf dem Gebiete des 
Verkehrsstrafrechts möglich wäre.  Die  Fälle  der kleineren 
Unfälle erzwingen eine schematische Bearbeitung der Strafan-
zeigen. Die moisten Fälle werden durch Strafbefehl erledigt. 
Hier könnte die Errechnung der gerechtfertigten Strafe von 
der  Maschine Vorgenommenwerden. Man müßte .dazu eine genaue 
Skala des vorwerfbaTen Verhaltens entwickeln. Wenn ein Un-
faller, wie das  schöne  Wort lautet, die  zulässige Höchstge- 
schwindigkeit.überschritten hat, so ist es nicht gleichgültig, 
ob er nun Go, 7e oder gar lob Stundenkilometer gefahren ist, 
Auch dio Menge des genossenen Alkohols stuft das Verschulden. 
ab. Die Skala würde natürlich noch .einige weitere Fälle von 
verwerfbaren  Verhaltensweisen bekommen, die dann wie bei der 
Fehlerbewertung in den schulischen Arbeiten eine Summe an 
Vorwürfen ergäbe. Von 'ihr müßten dann die strafmildernden 
Umständo, die dann ebenfalls in eine Wertskala eingesetzt 
werden könnten, wieder abgezogen werden. So käme dann ein 
Ergebnis zustande, das mittels einer genau überlegten,  ab-
gewogencn Tabelle die  notwendige und gerechte Strafe ablesbar 
machen würde. 

,Eines muß bei der Auswertung von solchen Patentanlagen aber 
•Von vornherein gesagt werden, im Grunde ist die Gerechtigkeit 
nicht orrechenbar. Denn Was ist Gerechtigkeit überhaupt? 
Wie schwierig ist es zu sagen, ob ein kleiner Diebstahl nun 
eine Sühne von 3 Wochen oder 6 Wachen Gefängnis verdient. 
Zudem sind die Temperamente der einzelnen Richter zu •ver-
schibden. Eins ist aber 'sicher, auf den Richter, vor dem ein 
Angeklagter eteht, macht der Angeklagte irgend einen be-
stimmten Eindruck, einen positiven oder negativen, ob der 
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Richter dies nun erkennt oder nicht, und in seinem 
Urteil schwingt der subjektive Eindruck mit. Die Maschine 
ist kalt, ohne menschliche Regungen, ohne Sympathie oder Antipathie, Also sollte man glauben, daß sie der Gerechtig-keit näher ist. Immerhin, wenn es je zu einem Einsatz von Maschinen in der Justiz kommen sollte, die Maschine darf aur ein Hilfsmittel sein, nie darf die Maschine bestimmen, was Rocht ist. Immer muß der Mensch der entscheidende 
bleiben. 
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Vortrag 

Antsrat E y o.k e r s 7  Düsseldorf 

Zentrale  Berichterstattung über die Arbeit der 

Länderparlamente  

Nachdem durch Querverbindung im wahrsten Sinne des Wortes 
das drohende Unheil diezes  Referats  mir durch eine unter 
uns weilende, sehr geschätzte Kollegin avisiert war und 
ich diese  Novität  an meinen Landtagsdirektor weitergegeben 
hatte, waren wir uns sehr schnell darüber einig, dieses 
Anerbieten zumindest für diesen Zeitpunkt abzulehnen. Auch 
in einem weiteren  Gespräch  mit einem Herrn aus Ihrer Mitte 
versuchte ich dieses Manöver und bat ihn um einen entsprechen-
den schriftlichen Antrag an meinen obersten Brotgeber, dan 
Herrn Landtagspräsidenten, in der stillen Hoffnung, daß er 
ihn negativ bescheiden würde.  Aber wie groß war mein Er-
staunen, als mir dann eines Tages die Kopie eines Antwort-
schreibens an Herrn Ministerialrat Wernicke auf den Tisch 
flatterte, in dem der Herr Präsident via Direktor seinen 
Segen zu dieser Exkursion erteilt hatten  Welch einen Eindruck 
muß die Arbeitsgemeinschaft der Parlaments- und Behörden-
bibliotheken auf meine beiden Chefs gemacht haben! Ich also 
gehorche und stehe vor Ihnen 1  und zwar in der nicht gerade 
beneidenswerten Situation, über eine Angelegenheit refe- • 
rieren zu müssen, in der es im wesentlichen mehr zu berichten 
gibt über das wie es war und nicht sein  sollte,  über das 
was beschlossen ist und - als kleinsten Teil - wie wir bzw. 
ich es mir in Zukunft vorstellen 

Die Anfänge dieses Unternehmens liegen etwa in der Zeit um 
195o, Damals kamen bei den ersten Kontakten, die unter den 
Kollegen der Parlamente stattfanden, auch gleich die ersten 
Gespräche auf,a,lunschbild - wie man wohl der Flut von 
Parlamentsdrucksachen Herr werden  könne  7  um den an sie ge-
stellten Anforderungen in den Parlamentsarchiven bzw. 
-bibliotheken gerecht werden zu können, 

Aber Parlamentsdrucksachen sind ja nicht nur Selbstzweck 
der Parlamente; viele Menschen sind daran interessiert: 
Privatpersonen, politisch und juristisch interessierte 
Studenten, Doktoranden und Wissenschaftler, Beamte und 
Angestellte in Behörden und - vor allen Dingen - Mitarbeiter 
von Wirtschafts- und Berufsverbänden als Interessenorgani-
sationen, um nur aine Auswahl zu nennen. 

Alle Interessierte kann man wiederum in zwel Gruppen auf-
teilen: 

Die er e_stGrppue will lediglich aktuell informiert 
sein über das, was  in den Parlamenten beraten und 
beschlossen wird, meistens um darauf irgendeinen 
EinfluB zu nehmen; 

die zweite ,gruppe.  bezieht die Parlamentsdrucksachen,' 
bewaargiTauf, gewährt Einblick oder leiht sie aus. 

Die ésttp_Grukpe ist also gezwungen, alle Parlamentsdruck-
each-6n  zu Ibeziehen, übrigens ein sehr teurer Spaß t  obwohl 
sie lediglich an einer Auswahl interessiert ist, Auswahl-
sendungen sind aber - soweit mir bekannt ist- nur bei den 
Bundesparlamenten möglich; aber auch hier muß der Bezieher 
viele Drucksachen abnehmen, die  für ihn völlig belanglos sind 
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Hinzu kommt, daB jede Auswahl subjektiv vorgenommen 
wird, es also durchaus passieren karm i  daB der Aus-' 
wahiende bei dor Vertriebsstelle die Bedeutung einer 
Vorlage übersieht oder gdie unrichtig eingruppiert. 
Jeder, der mit Darlamentsdruckgachen umgeht, - weiB, wie 
miBdeutig und irreführend oft Voorschriften von Vorlagen 
sein können und welche Bedeutung hinter oftmals harm-
losen Betreffen aus Parlamentsvoriagen steckt, 

DieserGruppe -  würden 	so Mitteilungen oder Meldungen 
üben die in den Parlamenten eingebrachten und beratenen 
Vorlagen- völlig genügen, sofern mit der knappen BoriCht-
erstattung auch treffend und vollständig unterrichtet 
würde; also eine Art von Bibliographie, Man kann den 
Wert dieser Bibliographic noch dadurch erhöhen, indem 
man den mitzuteilenden Stoff in bestimmte Wissensgebiete 
untert e ilt, damit nicht das ganze Verzeichnis gelesen 
werden mu2. 

Diese Gruppe setzt sic h hhuptsachlich zusammen aus 

politisch Interessierten. aller Schattierungen, 
Berufs- und Wirtschafts-Interessenverbhnden, 
Roferenten usw. der Ministerien usw. 

Die zweite Gruppe hingegen 7  zwischen oder bei beiden 
Gruppen gibt es natürlich Uborsenreidungen bezieht die 
,Publikationen der PariamenL - entweder vollsthndig oder 
von einzelnen (Biblio',niek In NW wahrscheinlich die Bruck-
sachen und Stenographischen  Berichte  des Landtags Nerd-
rhoin-Westfsien und des Bundestags sowie die Gesetz- und 
Verordnungsblatter aller Lander; in den übrigen Ländern 
liegen. die Sammelgebiete wahrscheinlich  ähnlich) ‚bewahrt 
sie auf und stellt sie-zur Einsichtnahme oder zum Entleih 
bereit, 	 - 

Diese Gruppe setzt sich im wesentlichen aus3ibliotheken, 
Archiven und sonstigen Sammelstellen zusammen in Parla-
menten, Behörden, Universitäten und.  Hochschulen,  in In-
stituten und. Seminaren usw, 

Einter diesen Sammelstellen steht wiederum eine Reihe ver-
schiedenartig interessierter Benutzer. 

Ich möchte den Reigen - ich bin nun einmal Parlaments-
archivar - mit unseren ureigensten Anliegen -  beginnen: 

Abgeordnete oder in ihrem Auftrag Fraktionen oder 
wissenschaftliche Assistenten.  od  er Gesetzgebungs-
hilfsdienste 
wollen bzwr müssen sich selbst über die Geschehnisse 
im Bund bzw, in anderen  Landesparlamenten informieren, 
um u.ae auch bei Wahl- oder sonstigen Versammlungen 
Rede und Aniwort stehen zu können, 

benötigen für die Einbringung gleicher oder ähnlicher 
Vorlagen, wie sie in anderen Parlamenten bereits 
existieren, Vergleichs- -und /  c-der  Motivmaterial 

sind sehr häufig Materialbeschaffer für Dritte. 

Hinzu kommt, daB viele AtWenstehende - nicht zu unrecht - 
such die Materialien der übrigen Parlamente beim eigenen 

• 'Landes- oder bei den Bundesparlamenten vermuten, 



Aber auch die auBerhalb der Parlamente stehenden 
Interessenten - vom Primaner und vom Inspektor- 
Anwärter angefangen, der ein Referat halten muB, bis 
zum Studenten a  Doktoranden und Wissenschaftler, vom 
Privatmann, vom Journalisten bis zum Interessenvertreter. 
die liber Rundfunk. Presse und Fernsehen aufmerksam ge-
macht, an einer Parlamentsverlage oder. -debatte interes-
siert sind, wenden sich an sammelnde Bibliotheken und 
Archive der Parlamente von Behörden, von  Univ ersitäten usw, 

Diese Institutionen (Bibliotheken oder Archive)  stehen  nun 
vor der Frage, wie sie diesen Menschen - Parlamentarier, 
Wissenschaftler oder wer es auch sonst sein mag, helfen 
können Nummern von Drucksachen oder  Stenographisch  Bo-
richten sind in den seltensten Fdllen  bekannt.  
Um eines vorweg,,zuvnehmen: mit ungenauen, wenn nicht gar 
vdllig daneben liegenden Angaben kommt fast jeder, In 
Presseverdffentlichungen ist manches Gesetz oder manche 
Vorlage - wenn sie den Tisch des  Redakteurs verlassen hat - 
kaum noch wieder■zuYerkennen. 

Der eine Benutzer wünscht Einblick  in eine einzige  Bruck-
sache mit dor Begründung eines  bestimmten. Gesetzentwurfs, 
der Doktorand z.B. möchte Einblick haben in die Beratungz-
materialien z.B. der. Schulverwaltungsgesetze aller Lander. 
der eine also wdnscht Auskunft über einen einzelnen Be-
ratungsgegonstand aus einem bestimmten Parlament, der zudem 
noch aktuell Ltt, der andere wünscht Auskiinfte über Bera-
tungsunterlagen aus allen oder mehreren Landtagen aus zu-
rückliegender Zeit. Dalei sieht jeder der Anfrager seine 
spezielle Sache aus seiner eigenen subjektiven Sicht und 
tritt dann noch - wie erwähnt - mit zum grnten Teil mangel•
haften. Angaben • von  der zeitlichen Fixierung ganz zu 
schweigen - vor don.  bedauernswerten Bibliothekar oder Archi-
vara In Behdrden-, Universitdts- oder InstitutsbUchereien 
mag man solche Benutzer noch abweisen  können,  oder ihnen 
empfehlen o-tweder mit genauen Angaben zurückzukommen oder 
die  Bestände selbst durchzublättern. In Parlamentsarchiven 
und -bibliotheken ist das einfach nicht mdglich!!! 
Der Abgeordnete will z.B. seine Pressegesetze - ob Entwürfc 
oder verabschiedete Gesetze - aus allen  Ländern  haben, ()nile 
Hilfsmittel steht auch der erfahrenste Kollege diesen  
MaterialbestUndon hilfrelos gegenüber..Ich habe mir einmal 
von einem meiner Mitarbeiter zusammenstellen lassen, was 
einige der westdeutschen Parlamente seit 1946 an Drucksachen. 
und Stenographischen Berichten auf den Markt geworfen haben, 
wobei rebem den Bundesparlamenten, bei den Landtagen Bayern 
der Spitzenproduzent ist und Schleswig-Holstein an letzter 
Stelle liegt 

Stand: 31U2,1963 	 Drucksachen Steno-Borichte 
l Bundestag peit 1949 13 27o  73e  Sitzungen 
2 Bundesrat 	seit 1949 7 476 264 
3 Bayerischer Landtag seit 1946) 19 044 76o 
4  Bayerischer  Senat seit 1947)  3 208 27o 	OE1 
5 Baden-Württemberg (soit 1953) 9 657 307 
6 Hessen (seit 1946) lc 246 313 	fl 
7 Nordrhein-Westfalen (seit 1946)• 5 548 451 
8 Schleswig-Holstein (seit 1946) 2 988 340 
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Ich mu13 hier aus der Sicht von fast 18 Jahren Berufs-
erfahrung anfügen, daß die Anzahl der Drucksachen nicht 
immer ein Maßstab für die Qualität eines Parlaments ist. 
Eine weitere Erhebung besagt, daß die Bundes- und Landes-
parlamente zusammen im Jahre 1963 

6 8o4 Drucksachen 
296 Stenographische Berichte 

veröffentlicht haben. Will man zu einer Gesamtsumme aller 
Parlamentsveröffentlichungen kommen, so muß man die Zahl 
der Drucksachen fast verdoppeln, weil ja fast jede Vorlage 
irgendwann in einer Plenarsitzung verhandelt, also abge-
wickelt, wird. (Sprich Stenographischer Bericht) 
Rechnet man noch das Europäische Parlament hinzu sowie die 
Gesetz- und Verordnungsblätter mit allen Verkündungen,  so 
wird man wahrscheinlich auf 12-15  coo  Meldungen pro Jahr 
kommen. 

Ich habe Ihnen bewußt einmal den anfallenden Stoff in 
nüchternen Zahlen vor Augen geführt, um Ihnen darzutun, wie 
schwierig es ist, an ihn heranzukommen, also in der Praxis 
eine bestimmte Vorlage herauszusuchen oder aber eine ganze 
Liste davon: tägliches Brot für Parlamentsarchive und 
-bibliotheken. 
Wenn man nun 'arstellen will, welche Hilfsmittel hierfür zur 
Verfügung stehen, dann muß man wohl zwei Gruppen bilden, 
nämlich die Parlamente selbst und dann alle übrigen Sammel- 
stellen . 

Soweit mein Überblick reicht, besteht der größte Bedarf bei 
den Parlamenten selbst. Die Grande hierfür habe ich schon 
dargelegt. Weil sehriftliche Anfragen zu lange dauern - bis 
von allen Landtagen die Antworten zurückkommen ?  vergehen 
14 Tage - wird meist telefoniert. Wer so etwas häufig macht, 
weiß, mit welchen Kosten solche Unternehmen verbunden sein 
können und wie schwierig Gl "' /as ist, Werden solche Auskünfte 
von Kgeordneten verlangt, auch bei ihnen muß man in jedem 
Falle abwägen, ob der Aufwand berechtigt ist, mag das noch 
angehen ». Aber was macht der Kollege in Zweifelsfällen oder 
wenn gar ein Studiosus anfragt? 
Einige Landtage hatten sich deshalb entschlossen ?  eigene Ver-
kartungen vorzunehmen, so u.a. Nordrhein-Westfalen, Bayern, 
Niedersachsen, die IPA usw. Nordrhein-Westfalen zoB,, hat 
bereits 1949 angefangen, die Bundestagsdrucksachen und Steno-
graphischen Berichte t  soweit sie Gesetze betrafen, zu ver-
kartet. Bayern tat dies ebenfalls, dazu aber noch die Gesetze 
aller Blinder. Alles also nur Fragmente, zu einer vollständigen 
Auswertung war kein Landtag wegen der damit zusammenhängen-
den Kosten bereit. Es muß in diesem Zusammenhang erW-flant 
werden, daß nach der Konstituierung des Bundestags 1949 das 
Informationsbedürfnis sprunghaft zunahm, 
Aber nun wird man einwenden: und die Register, die von den 
Parlamenten geliefert werden? 
Der Praktiker stellt sehr schnell fest, daß er mit den Re-
gistern im Alltag sehr wenig anfangen kann. Erst einmal zu 
der Frage t  was überhaupt von den Parlamenten geliefert wird. Ich habe mir daraufhin selbst noch einmal die Bestände ange-
sehen, Hier darf nicht unerwähnt bleiben, daß Landtage, die 
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heute einwandfreie Gesamtregister liefern, bis vor wenigen 
Jahren überhaupt noch nichts veröffentlicht haben. Ich 
gebe also nur den derzeitigen Stand wieder, obwohl bei der 
Einführung des Parlamentsspiegels 1957 bzw. bei den Vorge-
sprächen der damalige Status ausschlaggebend war. 

Aufgeschlossen wird entweder durch Bandregister (also 
Inhalts- oder Stichwortverzeichnisse mit Innentitel zu 
jedem abgeschlossenen Band getrennt  nach Stenographischen 
Berichten und Drucksachen) und durch Gesamtregister (gemein-
same Auswertung der Drucksachen und Stenographischen Berichte 
einer Wahlperiode). Erfahrungsgemäß haben die alphabetischen 
Register - auch dann nur, wenn sie gut verwiesen sind - den 
besten Recherchierwert. -Von 14 Parlamenten (Bundestag und 
Bundesrat, 11 Landesparlamente und der Bayerische Senat) 
geben 9 alphabetische Bandregister zu Stenographischen Be-
richten heraus, 2 numerische, 3 keine. Bei den Bandregistern 
zu den Drucksachen sieht es wie folgt aus: 4 alphabetische, 
3 numerische, 7 keine. Gesamtregister: filii den Zeitraum einer 
Wahlperiode: 8 alphabetisohe, 1 systematischesmit Stichwort-
register, 3 keine, Zwei veröffentlichen jährliche Gesamtre-
gister. 
Aber nicht nur von der Tatsache des Erscheinens aus gesehen, 
sondern auch der Qualität nach, schillert es hier in allen 
Farben: in punkt() Qualität vom Dokumentationsniveau bis zum 
einfachsten Stichwortregister, in punkt° Erscheinen überhaupt 
vom kumulativen Gesamtregister bis zum Nichts; ich habe die 
rein numerischen Verzeichnisse ausgelassen, weil sie in der 
Praxis fast ohne Wert sind. Einige Parlamente liefern also 
gute bis sehr gute Register, die die gelieferten Bestände völ-
lig aufschließen - wenn man die Geduld aufbringt, auf ihr Er-
scheinen zu warten. Und das eben ist der Haken. 
Ich greife als Beispiel unseren eigenen Landtag heraus, der, 
glaube ich, bisher recht passable alphabetische Band- und Ge-
samtregister geliefert hat. Die 5.Wahlperiode hat im Juli 
1962 begonnen. Die erste Aufschließung überhaupt erfolgte 
durch alphabetische Bandregister zu den Stenographischen  Be-
richten  und Drucksachen. Neulich wurde ein Drucksachen-Band 
abgeschlossen, Er umfaßt den ZeitrwmJuli 1962 bis Oktober 
1963, Das Register erschien vor kurzem: also bis zu 1 374 
Jahre waren  diese Drucksachen unansgewertet, Der Parallelband 
Stenographische Berichte wurde mit  3e  Berichten im Januar 1964 
abgeschlossen °  Das Register hierüber befindet sich zur Zeit 
im Druck, 
Ein weiterer Nachteil dieser Bandregister liegt in der Tat-
sache t  daß sie ja getrennt nur den Drucksachenband oder nur 
den Berichtsband aufschließen. In der Praxis wird aber meist 
die Abwicklung einer Vorlage gebucht, so daß man jeweils in 
2 Registern nachblättern muß, 
Bei den Bandregistern - der Bundestag bildet hier wieder eine 
Ausnahme, weil er kumulative Bände  in verhältnismäßig kurzer 
Zeit liefert - ist es noch ärger. Sie erscheinen - wenn über-
haupt -  erst ein halbes bis zwei Jahre nach Abschlue der 
Wahlperiode, haben also im Prinzip nur Archivwert. Ich bitte 
das Wort "nur" hier in der Gegensätzlichkeit zu aktuellen 
Dokumentationen zu sehen. Bei Parlamenten mit numerischen 
Bandregistern oder die nur einen Innentitel als Bandabschluß 
liefern, werden folglich die Veröffentlichungen aus den An-
fängen der. Wahlperiode  erst nach 4 172 bis 6 Jahren indiziert0 
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Hinzu kommt, da0 diese Register an 12  Stellen gefertigt  
werden und sich in•der Technik - um es vornehm zu sagen  - 
Behr stark unterscheiden. Nicht alle Register sind so ge-
staltet, verwiesen und koordiniert, daß ein Landesfremder 
ohne spezielle Kenntnisse der landesüblichen Termini . das 
.findet, was er wünscht. Ich werde auf diese Frage  später 
noch zurückkommen. 

Die  Fachgruppe Parlamentsarchivare im Verein deutscher Archi-
vare bemüht sich aubhahier sehr  um eine Koordinierung. 
Um all diesen aufgezeigten Schwierigkeiten zu begegnen - vor 
allem um die. in den Parlamenten geleisteten Doppelarbeiten 
(eigene Verzettelung) zu vermeiden - liefen unter den Kollegen 
einerseits und dem Geschäftsführer der Interparlamentarischen 
Arbeitsgemeinschaft andererseits schon sehr früh, etwa ab 1955, 
Gespräche, wie man es  bewerkstelligen könne für alle Parla-
mente über elle Veröffentlichungen von einer Stelle aus sehr 
zeitnah eine Auswertung durchzuführen, 
Um eines vorweg zu nehmen: die Länder und erst recht nicht 
der Bundestag - waren zu diesem Zeitpunkt bereit, eine gemein- 
same Dokumentationsaufgabe weder zu fördern noch zu finanzieren. 
Ein solches Unternehmen bedeutete ein nicht zu übersehendes 
Risiko, das weder der Vorstand der IPA noch irgendl- anderer 
Landtag übernehmen wollte. Es blieb folglich nur ein reines 
Verlagsobjekt übrig. So kann dann irJah langem Hin und Her im 
September 1957 der "Parlamentsspiegel" zustande, Seine Grundidee 
war, beiden Interessentengruppen zu dienenz denen, die nur Mel-
dungen haben wollten, über das was in den Parlamenten an Vorlagen 
eingebracht und  beraten wurde, und denen, die selbst die Vorlagen 
sammelten und nur einen möglichst aktuellen  Index benötigten. 
Es erschienen also dann ab September 1957 in wöchentlichen Inter-
vallen ale  Meldungen  die Neurscheinungen  und  Beratungen in den. 
Parlamenten sowie die  Verkündungen  in den Gesetz- und Verord-
nungsblättern, jeweils in einem DIN A 5 Heft, der  ganze Stoff 
mit ausgeworfenem Stich- und Schlagwort im Jahr durchlaufend 
numeriert und in 2o Gebiete unterteilt; der Parlamontspiegel 
in einem Verlag. Die Mitarbeiter saf3en zwar bei er  IPA', waren 
jedoch Angestellte des Verlags .  Mit dieser Bibliographic war 
den nichtbeziehenden Interessenverbänden usw; Genüge getan 
die Indizierung für die selbst die Unterlagen besitzenden 
Bibliotheken in den Parlamenten ;  Behdrden usw, sollte durali 
Herausgabe von Vierteljahres-Stichwort-Registern.erfolgen -- 
aber nicht kumultiv - 7  dem  am Ende des Berichtsjahres ein : 
Jahresregister folgen sollte. Die Register sind bzw. waren nichts 
andpres als Stichwortverweise auf .die durchnumerierten Meldungen 
in den Parlamentsspiegelheften. 
Dieses ganze Unternehmen mar eine zehr verdienstvolle Arbeit 
von Herrn Burherne, dem Geschäftsführer der IPA, Er allein hatte 
den Mat y  dieses Objekt in  Gang  zu bringen und er hat damit für 
die jetzt vor uns liegende gemeinsame Dokumentation den ent-
scheidenden Grundstein gelegt. Denn bei allem Negativen, was 
nun für die Folgezeit gesagt werden muß, darf man dieses ent-
scheidende Tun nicht vergessen. Ich glaube kaum, daß sich die 
Parlamente im Januar dieses Jahres, ohne die Existenz des 
Parlamentsspiegels bereit gefunden hätten die vor uns liegende 
Dokumentationsaufgabe durchzuführen.. 

Abet 'ich muß wieder zurück zu den Anfängen; der Absatz dieser 
neuen Publikation lieB von Anfang an sehr zu wünschen übrig. 
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Hier liegen auch die Gründe für alle nun folgenden Miseren *  
Im übrigen waren an den ca. 47 0  frei verkauften Exemplaren 
die Behördenbibliotheken lediglich mit 27 Stück beteiligt* 
Weil nicht genug Geld vorhanden war, konnten auch nicht 
genügend und vor allen Dingen keine qualifizierten Mitarbeiter 
angestellt werden. Zudem hatte die IPA bei Personalausfällen 
nicht genug Polster - weder personell noch materiell -, um 
Durststrecken durchzustehen, So ging die Anzahl der Hefte - 
und damit die Aktualität der 14eldungen - von 39 im ersten 
Jahr (von den 52 Wochen müssen die gesamten Parlamentsferien 
abgezogen werden) auf 27 Hefte 1961762 zurück. 1962763 waren 
es deren nur noch S. 
Durch den Parlamentsspiegel wurden zwar zum ersten Mal voll-
ständig alle Publikationen der ParineLtezentral mitgeteilt, 
dies aber untergliedert in einer größeren Anzahl von Heften, 
jedes Heft wiederum unterteilt in  2e  Wissensgebiete. Da die 
vorgesehenen Vierteljahresregister nie Wirklichkeit wurden, 
fiel der Parlamentsspiegel für die Parlamente praktisch als 
aktueller Index für ihre Bestünde aus. Denn als Zentralre-
gister war er erst nach Vorliegen des Jahresstichwortregisters 
- das aber auch nicht den Anforderungen in den Parlamenten 
gerecht wurde -% benutzbar. Aber auch das Jahresregister kam 
dann aus den bereits erwähnten Gründen immer später. Eine ab 
196e  von den Landtagen bezuschußte und an sie gelieferte 
alphabetische Stichwortkartei erlitt das gleiche Schicksal. 
Mit dem 6.Jahrgang 1962763 stellte der Verlag das Erscheinen 
des Parlamentsspiegels ein; die Stichwortkartei wird noch bis 
September 1964 von der IPA an die Landtage geliefert* 
Damit hat diese Periode des Parlamentsspiegels 

eines "Fortlaufenden Berichts über die Parlamentsarbeit, 
die Einbringung und die Beratung der Gesetzentwürfe, An- 
träge, Vorlagen, Anfragen, die Veröffentlichung der 
Gesetze und Verordnungen des Bundes und der Länder (ein- 
schl. Berlin) sowie Berichterstattung über die Arbeit 
des Europäischen Parlaments", 

wie es in seinem Innentitel heißt, nach 6 Jahrgängen ein Ende 
gefunden. Die IPA hat die Absicht - die Mittel hierfür schei-
nen verfügbar - als Jahresregister für den 7.Jahrgang eine 
Abschrift  der an die Landtage gelieferten Registerkartei heraus-
zubringen. Damit wäre der Anschluß an die Regelung gewährlei-
stet, die ab 1.0ktober dieses Jahres erfolgen soll, 

Ich habe mich absichtlich ziemlich breit über die negativen 
Seiten des bisherigen Systems ausgelassen, eigentlich nur um 
Ihnen zu zeigen, was wir bei dem neuen System besser und an-
ders machen wollen. Die Verhandlungen über die Neuordnung ei-
ner zentralen Berichterstattung über die Arbeit der Parlamente 
des Bundes und der Länder (ich habe hier zum ersten Mal die 
Bundesparlamente hereingeschmuggelt; Ihr von mir sehr verehrter 
Herr Vorsitzender hat bei der Themaangabe zu meinem heutigen 
Referat nur von der zentralen Berichterstattung über die Arbeit 
der Länderparlamente gesprochen, wahrscheinlich hat er wie 
beim Auszählen in Kinderreigen seine eigene Nase vergessen. 
Oder sollte das Blickfeld des Bundesolymps so hoch sein?) 
erstreckten sich über einen recht langen Zeitraum, angefangen 
von Mißfallensäusserungen über das Vorhandene bis zu konkre-
ten Beschlüssen. 
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Es war Sicherlich nicht leicht, alle Interessen aller Pa141a-
mente unter einen Hut zu bringen, aber zum guten Schluß hat 
man sich doch zusammengerauft. Nach einer Vorbesprechung von 
4 Parlamentsarchivaren und 3 Direktoren im Dezember vergange-
nen  Jahres • in Düsseldorf fand am 16,Januar dieses Jahres - 
ebenfalls in Düsseldorf - eine Besprechung aller  Parlaments-
archivare  statt, die • wir hatten selbst nicht damit gerech-
net - mit einem einstimmigen Votum endete, 
In diesen Empfehlungen heißt es u.a. 

"Die Anwesenden sind einstimmig der Meinung, daß die 
Dokumentation der Parlamentaria unbedingt weiterge-
führt werden muß. 
Gründe. wissenschaftliche Bedeutung für Recntsvér-

gleichung, Rechtsgutachten und Gesetzgebungs-
dienste, für die histntische ForsChung und . 
als Bibliographie , 
Arbeits- und damit Kostenersparnis für die 
einzelnen Parlamente (Wegfall der Eigenver-
kartung) 
Erschließung der parlamentarischen Arbeit 
auch für die Öffentlichkeit." 

Eine beachtenswerte Unterstützung fanden wir in den Gutachten 
des Bundesrechnungshofs "Untersuchung über die wissenschaft- 
liche Dokumentation .OE- _der Bundesrepublik-Deutschland, Februar 
1962 PrA 1-1o11716-o172,62" in dem es u.a. heißt: 

"Der Ausbau der Dokumentationseinrichtungen läßt in 
den nächsten Jahren ständig wachsende Ausgaben für 
Zwecke.  der Dokumentation erwarten, Die nötigen Mit- 
tel sind vom Bund, den Ländern und der Wirtschaft 
bereitzustellen. Dokumentation ist nicht Aufgabe 
eines Einzelnen -  oder einer einzigen Stelle. Doku-
mentation kann nur wirksam werden, wenn alle Kräfte 
sich zu gemeinsamer Anstrengung und Leistung zusammen- 
finden usw,.." 

Lie Empfehlungen der Parlamentsarchivare gehen weiter. 
"Folgende Neuregelung wäre sachlich gerechtfertigt und 
hielte sich im Rahmen des finanziell - Zumutbaren. 

Erstellung einer kontinuierlichen alphabetischen 
Sachkartei (DIN A 6) auf Dokumentationsniveau 
für die Parlamente mit abschlienendem Jahresre-
gister in  Buchform  (DIN A 4) (stimmt nicht mehr, 
wir werden auf DIN A 5 verkleinern) 
Die Kartei soll ir Watervallen von 14 Tagen ge-
liefert werdelg, Die Kartei sollte aus technischen 
Gründen im wbsentlichen den Parlamenten verbehal-
ter hleibon das Jahresregister hingegen sollte 
frei verkäuflich sein." 

Die am folgenden Tag versammelten Direktoren der Landtage 
stimmten diesen und weiteren Vorschlägen vollinhaltlich zu, 

"Darüber hinaus wurde beschlossen, den Herrn Prä-
sidenten des Landtags Nordrhein-Westfalen zu bit-
ten, die  Herstellung dieser Kartei mit Jahres-
register zu übernehmen und sie allen Beteiligten 
gegen anteilige Erstattung der Kosten zur Ver-
fügung zu stellen. Bundestag und Bundesrat sollen 
für dieses Vorhaben gewonnen werden und sich an-
gemessen an den Kosten beteiligen," 

Soweit die Auszüge aus den Niederschriften. 
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Was ich Ihnen fürderhin erzählen werde, sind also nur 
Wünsche und Vorstellungen, wie wir diese gemeinsame 
Dokumentationsaufgabe gestalten wollen. 

Erst einmal: was liegt der Dokumentation zugrunde. Die 
Frage hat auch bei den Vorberatungen eine große Rolle ge-
spielt, 
Um es auf einen einfacher Nenner zu bringen, wo die Schwie-
rigkeiten liegen: Die großen Bundesgesetze mit allen Rechts-
verordnungen inter .  —ieren jeden, z.B. die Landespresse-
gesetze ebenfalls, um nur zwei Beispiele zu nennen; aber 
wen interessieren schon die Bebauungspläne Nr.23o - 235 
in Hamburg? Aber, wenn man auswählt, wo fängt man an, wo 
hört man auf. Jede Auswahl bedeutet gleichzeitig, daß das 
Jahresregister keine vollständige Bibliographie der Parla-
mente mehr ist. Hierauf wurde aber von verschiedenen Seiten 
sehr großer Wert gelegt, und ich könnte mir vorstellen, daß 
ich gerade aus Ihrem Kreise hier besondere Zustimmung finde. 
Sicherlich wird sich/Unseren Händen manchmal der Kugel-
schreiber winden, wenn rein ortsbezogene kleine Anfragen 
und ähnliche Dinge ausgewertet werden müssen, aber das mUß 
man eben in Kauf nehmen. 

Daj:, wir in Kontinuität zum bisherigen Parlamentsspiegel die 
Gesetz- und Verordnungsblätter des Bundes und der Länder ein-
beziehen - also im wesentlichen das Resultat der Parlaments-
arbeit - dürfte selbstverständlich sein. Ebenso das Europäi-
sche Parlament wegen seiner sicherlich immer größer werden-
den Bedeutung. 
Ich persönlich habe noch 2 Wünsche: .einmal das Bundesgesetz-
blatt Teil III. Zum Zweiten: es geschieht hin und wieder, daß 
innerhalb einer Plenardebatte, hauptsächlich in Haushalts-
beratungen, • sehr  wichtige Themen beraten werden, die kein 
Fundament in einem Antrag oder einer anderen Vorlage haben. 
Beispielsweise; bei una wurde recht häufig das Thema Ruhr-
Universität in aller Breite bei den Beratungen des Einzel-
plans 05 - Kultus - erörtert, obwohl weder ein Änderungs-
antrag noch sonst eine Drucksache, die ausgewertet worden 
wäre, vorlag. 
Hier muß ich fast schon zum Personal überleiten, denn all 
diese Fragen hängen entscheidend mit dem vorhandenen  Personal  
und dessen Qualität zusammen. 

Es sollen mir für diese Arbeit 3 zusätzliche Kräfte zur Ver-
fügung gestellt werden, je eine.  nach BAT V b, VIb, VII. 
Ob diese Personalausstattung ausreicht, zu dürftig oder zu 
gut ist, muß die Praxis erweisen. Ich verfüge hier über 
keinerlei Erfahrung. Die Dokumentationsstelle wird übrigens 
völlig in die Landtagsverwaltung eingebaut, sie ist ein Sach-
gebiet innerhalb des Archivs, die Mitarbeiter sind Ange-
stellte des Landtags wie alle anderen. Der Bund und die 
Länder werden lediglich das Unternehmen finanzieren, 

Ab 1.0ktober wird also in allen Parlamentsarchiven eine alle 
14 Tage durch Austauschkarten auf den letzten Stand ge-
brachten Kartei stehen, in der - hoffentlich auf Dokumenta-
tionsniveau - die gesamte Arbeit aller Bundes- und Landes-
parlamente einschließlich des Europäischen Parlamente und 
der Verkündung in den Gesetz- und Verordnungsblättern auf 
Anhieb jede Einzelfundstelle, aber auch eine bestimmte Mate-
rie in bestimmten oder allen Ländern gefunden werden kann. 
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Auf einige Dinge werde ich besonderen Wert legen: Koordi-
nierung der Begriffe, d.h. Schlagwortbildung, sowie auf Ver-
weise odor Stichworte, damit .auch derjenige,  der • die  landas-
üblichen  Termini nicht kennt, das findet, was er sucht. Dabei 
werden wir natürlich bei den Gesetzen mehr Verweise ausfer-
tigen als bei unbedeutenden Anfragen, die lediglich Lokal-
charakter besitzen, Als  Bibliographic  bleibt leider nur das 
Jahresregister übrig, das in Wirklichkeit nichts anderes als 
eine nach Beginn der Parlamentsferien gefertigte Abschrift 
der Kartei - wenn auch etwas gestraffter - ist. 	• 
Dieses Jahresregister steht jedem gegen eine angemessene Ge_ 
bühr - sicherlich nicht vied mehr als die Selbstkosten - zur 
Verfügung. Der Umfang dieses Registers - auf DIN A 5 verklei-
nerte Schreibmaschinenschrift - dürfte sicherlich zwischen 
Eco und Soo Seiten liegen_ 

Er wird in Name.und Aufmachung völlig mit dem bisherigen Par-
lamentsspicgel übereinstimmen, und zwar dank der Bereitschaft 
Yo  n Herrn Burhenne, auf seine Urheberrechte zu verzichten. 
Ein Druck  des Registera ist wegen der damit verbundenen hohen 
Kosten nicht möglich, aber ich kann Ihnen schon jetzt eine 
einwandfreie Aufmachung versprechen,,weil der Landtag über 
eine moderne Offsetdruckerei verfügt. 

Bei dem ganzen Unternehmen ist eines bedauerlich: für die 
.Gruppe  1, die also keine Parlamentsveröffentlichungen bezieht, 
bleibt nicht viel übrig.  Die wöchentlichen oder vierzehntäg-
lichen Meldungen . über die Arbeit der Parlamente fallen weg. 
Aber  vielleicht  gib:ties eines Tages - das ist eine reine 
Personal- bzw. Finanzfrage - wieder eire Bibliographie in 
Gruppenaufteilung oder auch Karteikarten in Auswahlgruppen 
als Variante. 

Ich werde ab 1.September erst einmal einige Mohate in das 
neue Geschäft einsteigen, denn keiner meiner neuen Mitarbeiter 
hat eine Ahnung von Dokumentation. Wir betreiben zwar im 
handtagsarchiv von Nordrhein-Westfalen Dokumentation in recht 
beträchtlichem Umfang, aber ich wünschte mir, ich hätte diese 
15.000 Meldungen im Jahr schon einmal in Reih und Glied. 



- 36 - 

Vortrag 

Bibliothek8amtmann Richt'er, Bonn 

Fd inrichtung eines Zentralkatalogs der Behördenbibliotheken 

des Bundes 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Alle Amtsbibliotheken des Bundes sind allein schon durch das 
Fehlen ausreichender Randgebietsliteratur und durch das mangel-
hafte Vorhandensein älterer Bestände gezwungen, sich laufend 
Bände aus Schwesterinstituten zu entleihen. Bei der Masse des 
heute erscheinenden Schrifttums .ist es aber außerdem nicht 
ungewöhnlich, daß selbst Fachbibliotheken - und das sind die 
Bibliotheken der Bundesbehörden mehr oder weniger ja alle - 
längst nicht das gesamte neuerscheinende Schrifttum ihrer 
Fachgebiete erwerben können. Sie werden also hin und wieder 
such Literatur ihrer Sondersammelgebiete  eus anderen Biblie-
theken entleihen müssen. 

Die fehlenden Bücher  und Zeitschriften müssen bei Anforderung 
meistens sehr schnAll beschafft werden. Hier hat sich der un:- 
komplizierte Leihverkehr zwischen den verschiedenen Bibliothe-
ken der Bundesbehörden hervorragend bewährt, da man mit seiner 
Hilfe auf kürzestem und schnellstem Wege zu der gewünschten 
Literatur gelangen kann. Die  umgehende Bearbeitung von A:usleih-
wünschen sowie die  sofortige Beantwortung von Fragen am Tele-
phon und die schnelle Bereitstellung der neu erworbenen Lite-
ratur  machen  den Leihverkehr der Behördenbibliotheken des 
Bundes zu einem wirklich leistungsfähigen Instrument, Aas  sich 
jeden Tag aufs neue bewährt. Sobald festgestellt worden ist, 
wo sich ein bestimmtes Bush oder ein bestimmter Zeitschriften-
band befindet, ist das schnelle Heranschaffen der gewünschten 
Literatur nur nbch ein. Transportproblem, das im allgemeinen 
ohne Schwierigkeiten gelöst werden kann. Im Raum Bonn, wo sich 
eine grono Anzahl von Behördenbibliotheken des Bundes befindet, 
macht sich die unmitteibareINachbarschaft besonders vorteilhaft 
bemerkbar. 

Leider bleibt ein ganz erheblicher Teil der Bestände der Bundes-
behördenbibliotheken diesem Leihverkehr verschlossen, da die 
ausleihenden Behörden ihre Ausleihwünsche nicht an die besitzen-
den Bibliotheken herantragen, weil sie die gesuchte Literatur 
dort nicht vermuten. Es gibt wohl bei allen Bundesbehörden 
immer wieder Bücher und Zeitschriften, die z.B. als Geschenke 
aus dem Haw; oder von Stellen außerhalb des Hauses in die Amts-
bibliothek gelangen und nicht unmittelbar zu den Sammeigebicten 
des Hauses gehören, aber trotzdem aus irgendeinem Grunde in die 
Bestände  der Amtsbibliothek eingereiht werden. So hat die Biblio 
thek des Bundesministeriums fil" Wirtschaft - um ein Beispiel. 
zu nennen - eine größere Anzahl von gebundenen Bänden  der 
"Forschungsberichte des Wirtschafts- und Verkehrsministeriums 
Nordrhein-Westfalen", die sich jetzt "Forschungsberichte des 
Landes Nordrhein-Westfalen" nennen, geschenkt bekommen. Die BiAnO 
enthalten fast ausschließlich mehrere  selbständig erschienene 
Hefte. Der größte Teil der Hefte dieser Schriftenreihe besteht 
aus naturwissenschaftlichen bzw. technischen Veröffentlichungen. 
Da  in den  gebundenen Bänden aber such einige wirtschaftswissen-
schaftliche Schriften enthalten sind, wurden die Bände insgesamt 
eingestellt und somit auch ganz spezielle naturwissenschaftli- 
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che und technische Literatur, die man in der Bibliothek 
des Bundeoministeriums für Wirtschaft nicht erwartet, 
Auch für Sonderaufträge des Hauses muß hin und wieder 
Spezialliteratur gekauft werden, die ein Außenstehender 
nicht in dieser Bibliothek vermuten kann. Diese für den 
Leihverkehr  der Bundesbehördenbiblietheken ungenutzte 
Literatur wächst mit dem Umfang des Bestandes jeder Büche-
rei. Sie muß z.T. über den wesentlich längeren Beschaffungs-
weg des Deutschen Leihverkehrs besorgt werden. Dieser Weg 
verbietet sich manchmal von selbst, da es trotz Einschaltung 
der regionalen Zentralkataloge in der Bundeerepublik Deutsch-
land zu lange dauern würde, bis die Druckschrift verfügbar 
ist. Außerdem muß hier noch erwähnt werden, daß außerhalb 
des Buchhandels erschienene Veröffentlichungen, die in den 
Amtsbibliothcken vorhanden sind, oft nicht vom Deutschen 
Leihverkehr beschafft werden können. 
Um diese Literatur auch für den Leihverkehr der Behörden-
bibliotheken des Bundes schnell zugänglich zu machen, em-
pfiehlt es sich, einen Zentralkatálog über alle Bestände der 
Bundesbehördenbibliotheken aufzubauen, der die Veröffent-
lichungen alphabetisch verzeichnet. Da sich alle Bundesmini-
sterien mit ihren Amtsbibliotheken im Bonner Raum befinden, 
ist es zweckmäßig, diesen Katalog in Bonn zu errichten. Doppel-
stücke oder Teile dieses Zentralkataloges können, wenn es er-
forderlich sein sollte, auch in anderen Städten aufgestellt 
werden. In Bonn bietet sich die Bibliothek des Deutschen Bundes-
tages als Aufstellungsort für diesen Zentralkatalog an. Sie 
würde mit ihren Beständen diesem Katalog ein gutes Fundament 
geben. Von. den Bibliotheken der obersten Bundesbehörden soll-
ten alle Bücher und Zeitschriften in diesem Zentralkatalog 
verzeichnet werden. Es bleibt dabei einer späteren Entscheidung 
überlassen, ob die anonymen Schriften in einem gesonderten 
Alphabet geordnet werden, so wie es z.T. bei den regionalen 
Zentralkatalogen der Bundesrepublik Deutschland der Fall ist. 
Auch die Bibliotheken der nachgeordneten Behörden der Bundes-
ministerien sollten ihre Bestände diesem Zentralkatalog melden, 
wenn sie mindestens lo  coo Bände besitzen und ihre Bestände 
von wissenschaftlichem Interesse oder aus anderen sachlichen 
Gründen von Bedeutung sind. Sollten ihre Bestände schon in 
einem  der ?  regionalen Zentralkataloge der Bundesrepublik 
Deutschland registriert werden, ist eine zusätzliche Meldung 
an den Zentralkatalog der Behördenbibliotheken des Bundes im 
-11gemeinen nicht erforderlich. Ausnahmen müßten im einzelnen 
besprochen worden. Die Behördenbibliotheken der  Länder  und 
Kommunen könnten zur Mitarbeit aufgefordert werden, soweit ihre 
Bestände eine wesentliche Ergänzung des Zentralkataloges der 
Bundesbehördenbibliotheken darstellen und sie diese nicht be-
reits an einen regionalen Zentralkatalog der Bundesrepublik 
Deutschland melden. Ob die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
diesem ZentralkatalOunternehmen eine finanzielle Starthilfe 
gewähren kann, müßte durch Verhandlungen geklärt werden, zumal 
dieser Zentralkatalog im wesentlichen nur dem Leihverkehr der 
angeschlossenen Behördenbibliotheken dienen soll. Da diese 
Bibliotheken aber Präsenzbibliotheken sind, ist im allgemeinen 
eine Ausleihe an  unbeteiligte  Bibliotheken nicht möglich. Den-
noch sollten Schriften, die in den 7 regionalen Zentralkata-
logen der Bundesrepublik Deutschland nicht nachgewiesen werden 
können aber in einer dem Zentralkatalog der Bundesbehörden-
bibliotheken angeschlossenen Bücherei vorhanden sind, aut Wunsch 
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privaten Benutzern wenigstens im Lesesaal dieser 
Bibliothek zugänglich gemacht werden. Wie weit der 
vorgeschlagene  Zentralkatalog  der Bundesbehördenbiblio-
theken eine wertvolle Ergänzung zu den 7 regionalen 
Zentralkatalogen der Bundesrepublik Deutschland und zu 
den begrenzten Unternehmen des Benelux-Sammelkataloges 
in Münster, des Gesamtkatalogs für das wissenschaftliche 
Schrifttum über Ostmitteleuropa in Marburg und des Gissamt-
kata,logs der Deutschen Presse in Bremen sein wird, htingt 
von  der Anzahl der beteiligten Bibliotheken ab. 

Technische Schwierigkeiten wird es nach den bis jetzt 
gemachten Erfahrungen nicht geben. Die alphabetisChen 
Kataloge der beteiligten Bibliotheken müssen verfilmt 
und die Titel dann vom Mikrofilm auf Zettel internatio- 
nalen Formats (7,5 x 12 . ;5 cm) reproduziert werden. Soweit 
ich feststellen konnte, kommen in den Bibliotheken der 
Bundesbehörden neben dem internationalen Format nur Kata-
logkarten der Gr8Bo DIN A 6 vor. Die Verfilmung dieser 	t 
Katalogkarten und die Reproduktion der Titel auf Katalog-
karten internationalen Formats bereiten Firmen wie Remington 
Rand in Stuttgart und Gateman in Duisburg-Hamborn keine 
lichwierigkeiten, Das Schriftbild ist bei dieser Verklei-
nerung verhältnismäßig noch gut lesbar. Die beteiligten 
Bibliotheken haben bei 'der Verfilmung der Katalogkarten 
gleichzeitig die Möglichkeit, ihre Kataloge auf  inter-
nationales  Format umtustellen. Der Zentralkatalog würde 
in diesem Falle die Nachmeldungen dieser Bibliotheken eben-
falls auf internationalem Format erhalten. Bei einer Anzahl 
von Bundesbehördenbibliotheken werden die laufenden Nach-
meldungen der neu dingestellten Literatur keine Schwierig-
keiten bereiten, da sie ihre Katalogkarten mechanisch ver-
vielfältigen, Elne Zusatzlich abgezogene Karte  an: den 
Zentralkatalog zu sChicken, bedeutet keine erhebliche Mehr-
arbeit für die beteiligte Bibliothek. Auch den Bibliothe-
ken, die ihre Titelaufnahmen nicht mechanisch vervielfäl-
tigen, sollte os möglich sein, ihre Neuerwerbungen durch 
Abschreiben der Aufnahmen an den Zentralkatalog zu melden. 
Solange beteiligte Bibliotheken ihre Nachmeldungen nicht 
auf Katalogzetteln internationalen Formats schicken, sind 
leider Verfilmung und Reproduktion für diese Nachmeldungen 
erforderlich. Gleich zu Beginn des Aufbaus sollte mit der 
Ablieferung und Einordnung der Nachmeldungen in diesen 
Zentralkatalog begonnen werden; denn gerade die laufenden 
Meldungen weisen zum grögten Teil Neuerscheinungen nach t  
die im Leihverkehr der Bundesbehördenbibliotheken -besondets 
häufig verlangt werden. Obwohl die meisten Bibliotheken 
der Bundesbehörden nach den Regeln der "Instruktionen für 
die alphabetischen Kataloge der preußischen Bibliotheken" 
katalogisieren, sollte in dem neuen Zentralkatalog doch 
nach der mechanischen Wortfolge geordnet werden. Dieser 
Entschluß wird um so leichter fallen, wenn man daran denkt, 
daß in der Bibliothek des DeUtschen Bundestages bereits 
nach diesen Regeln geordnet wird und daß bei einem Teil der 
Bibliotheken der Bundesbehörden Abweichungen von den Regeln 
der "Preußischen  Instruktionen" bestehen. 

Der vorgeschlagene Zentralkatalog würde für die beteiligten 
Bibliotheken folgende Vorteile bringen: 
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1) Die entleihenden Bibliotheken können den Benutzer  rasch 
zufriedenstellen, da die gesuchte Literatur in vielen 
Fällen schneller als bisher beschafft werden kann. 

2) Die entleihenden Bibliotheken sparen Zeit und damit 
Arbeitskräfte bei der SUche nach der gewünschten Lite-
ratur, weil ihre Bestellungen mit Hilfe des Zentral-
kataloges gezielt durchgeführt werden und nicht wie bis-
her auf Vermutungen beruhen. 

3) Die verleihenden Bibliotheken werden nur damn angegangen, 
wenn sie den gesuchten Band wirklich besitzen. Die auf 
Vermutungen beruhenden Anfragen fallen weg. Für die be-
treffenden Bibliotheken bedeutet es Arbeitsersparnis. 

4) Ist ein Werk in der angegangenen Bibliothek verliehen, 
so kann mit Hilfe der Angaben des - Zentralkataloges schnell 
auf eine andere besitzende Bibliothek ausgewichen werden. 
Auch in diesem Falle werden bei der Besorgung der Litera-
tur keine großen Verzögerungen eintreten. 

5) Der Zentralkatalog erspart den beteiligten Bibliotheken 
in vielen Fällen das Bibliographieien,da er die gewünsch-
ten Schriften direkt nachweist. Bei in- und ausländischen 
Druckschriften, die nicht im Buchhandel erschienen sind, 
erfordert der bibliographische Nachweis vielfach einen 
großen Zeitaufwand; z.T.'kann dieser Nachweis überhaupt 
nicht erbracht werden, 

6) Bei Verfilmung der Katalogkarten können die beteiligten 
Bibliotheken ihre Kataloge auf internationales Katalog-
zettelformat umstellen, wenn bisher abweichende Formate 
verwendet worden sind. 

7) Allen boteiligten Bibliotheken, die keine In-Katalogisid-
rung betreiben, wird die von der Bibliothek des Deutschen 
Bundestages durchgeführte Registrierung von Aufsätzen in 
Zeitschriften und Sammelwerken ;  die mit in den Zentral-
katalog übernommen wird, eine wertvolle Hilfe sein, 

8) Bestellungen werden zurückgewiesen, wenn der Zentral-
katalog feststellt, daß die gewünschten Bücher odor 
Zeitschriftenbände im eigenen Hause vorhanden sind, 

9) Grobe Aufnahmefehler können der betreffenden Bibliothek 
zur Berichtigung mitgeteilt werden, 

lo) Auf die Beschaffung von Literatur aus Randgebieten und 
früheren Jahren kann verzichtet werden, wenn sie der 
Zentralkatalog in einer beteiligten Bibliothek nachweist, 

11) Mit Hilfe des eingehenden Materials ist der Zentralkata-
log in der Lage, Bibliographien zu erstellen, die sachlich 
oder örtlich begrenzt sein können, 

Bei den großen und weiterhin steigenden Bedeutung, die den 
Zeitschriften im öffentlichen Leben zukommt, wäre es z,B. 
wünschenswert, wenn ein gemeinsames Zeitschriftenverzeichnis 
erstellt werden könnte, das alle vorhandenen Zeitschriften-
bestände einschließlich der Amtsblätter enthält, die in der 
Bibliothek  des Deutschen Bundestages und in den Behördenbiblio-
theken das Bundes im Raum Bonn vorhanden sind. Da eine Reihe 
von  Bundesministerien schon gedruckte Zeitschriftenkataloge 
besitzt oder Kataloge über ihre Zeitschriftenbestände bear-
beitet hat, dürfte die Erstellung cines solchen Zeitschriften- 
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verzeichnisses keine allzu großen Schwierigkeiten be-
reiten. Das  gesamte vorhandene Material müßte dem Zentral-
katalog in diesem Falle zusätzlich zur Verfügung gestellt 
werden. Dabei soll es zunächst offen bleiben, ob bei einer 
späteren Drucklegung die Zeitschriftentitel systemat4Jch 
aufgeführt werden und diesem systematischen Verzeichnis 
ein alphabetisches Register beigegeben wird oder ob die 
Zeitschriftentitel alphabetisch zusammengestellt werden 
und anschließend eine sachliche Übersicht erhalten. Der 
gedruckte Katalog würde den Bundesbehördenbibliotheken im 
Bonner Raum bei Bestellungen von Zeitschriften viel Zeit 
ersparen. Da die Universitätsbibliothek Bonn ebenfalls die 
Veröffentlichuneg sachlich begrenzter Zeitschriftenverzeich-
nisse vorbereitY wäre eine enge Fühlunginahme mit ihr er-
forderlich. In Nummer 14 der "Mitteilungen der Arbeitsgemein-
schaft der Parlaments— und Behördenbibliotheken" berichtet 
Gerda Mertz auf Seite 9 und lo über die Erstellung eines 
zentralen Zeitschriftenkatalegs der Düsseldorfer Behörden-
bibliotheken. Sie stellt  u.a. fest: "Im übrigen war es manch-
mal erstaunlich, Zeitschriften in solchen Bibliotheken  vorzu-
finden, wo man sie nie vermutet hätte. Schon sehr bald erwies 
sich der Katalog als ein sehr brauchbares und nUtzliches 
Arbeitsinstrument. Heute vergeht kein Tag, an dem nicht 
mehrere Anfragen nach dem Standort einer 'Zeitschrift kommen". 
Ich bitte die Bibliothek des Deutschen Bundestages zu prüfen, 
ob und unter welchen Voraussetzungen sie die Erstellung des 
vorgeschlagenen Zentralkataloges übernehmen kann. Außerdem 
bleibt zu wünschen, daß alle beteiligten Bibliotheken ihr 
ihre wohlwollende Mitarbeit zusichern. 
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